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Wahlaufruf für die Wahl der Gemeinderats-
mitglieder(Stadtratsmitglieder) am 26. Mai 2024 

 

1. In der Gemeinde/Stadt Zeulenroda sind am 26. Mai 2024 vierund-

zwanzig Gemeinderatsmitglieder zu wählen. 
 

 Wählbar für das Amt eines Gemeinderatsmitglieds/Stadtrats-
mitglieds sind Wahlberechtigte, die am Tag der Wahl das 18. Le-
bensjahr vollendet haben (§ 12 Thüringer Kommunalwahlgesetz -

ThürKWG-). Die Wahlberechtigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 
ThürKWG. Danach sind Deutsche und Personen, die die Staats-
angehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 

Union besitzen, wahlberechtigt, wenn sie nicht vom Wahlrecht 
ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Mo-
naten ihren Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in 

der Gemeinde wird vermutet, wenn die Person in der Gemeinde 
gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im 
Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG). 

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-

publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-
en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 
Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-

land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 

Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 

 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 

die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 
sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG). 

 

1.1 Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder/Stadtratsmitglieder 

können Wahlvorschläge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des 
Grundgesetzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert: 

 

 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvor-
schlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 24 Bewerber 
enthalten.  

 

 Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres 

Nachnamens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres 
Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder 
Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er 

muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvor-
schlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei 
oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann 

eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deut-
lichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Ge-
meinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran 

beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvor-
schläge müssen die Unterschriften von mindestens zehn Wahlbe-
rechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. 

Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei 
Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unter-
zeichnung für ungültig. 

 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 

zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 
wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 

zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 
auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 

des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-
munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-

tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-
gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-

ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-
che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt 

werden. 
 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 

Muster der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung 
(ThürKWO) enthalten: 

 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der 
Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 

 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 
Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Anschrift. 

 

 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
 

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 

zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem ande-
ren Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie 
ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 

 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 

ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 
oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 

 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 
zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 

Satz 2 ThürKWG. 
 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Be-

werber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versamm-
lung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den 
wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Ab-

stimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 
Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-

messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 

auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahl-
berechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten 
Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten 

Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in gehei-
mer Abstimmung gewählt werden. 

 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber 
und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und 

Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 
Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei ha-
ben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Ver-

sammlung gegenüber dem Gemeindewahlleiter an Eides statt zu 
versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in 
geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teil-

nehmer der Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war 
und dass den sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Ge-
legenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 

angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt inso-
weit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetz-

buches (StGB). 
 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-

grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat der 

Gemeinde Stadt Zeulenroda-Triebes vertreten sind, müssen neben 
den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvor-
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schlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich 
von viermal so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie 

Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind (insgesamt einhundert-
sechs Unterschriften). 

 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 

eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinde-
rat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen 
Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberech-

tigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu 
tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal 
so vielen Wahlberechtigten wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen 

sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im 

Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags unun-
terbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten Wahlvor-
schlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner 

Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlags-
träger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thü-
ringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde 

liegt, oder im Gemeinderat/Stadtrat vertreten ist. 
 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 
Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-

men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 
der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 

Wahlvorschlags war. 
 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-

schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-
lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-
te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 

ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-
schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-

schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-
vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-
waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 

 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 

 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 
 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbü-

ro/Einwohnermeldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopper-
straße 1-5 (Eingang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes 
für Wahlberechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 

 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 

oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-
zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-
raum bei der Gemeindeverwaltung Zeulenroda-Triebes aufzusu-

chen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die Eintragung 
kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die wahlberech-
tigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung eines 

bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauf-
tragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides 

statt zu versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung ei-
nes Eintragungsscheins vorliegen. 

 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-
sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie 

Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere 
Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag 
für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 

können nicht zurückgenommen werden. 
 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbin-
dung). Sie muss spätestens am 22. April 2024, 18.00 Uhr, durch 
übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge 

gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklä-
rung ist die schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeich-
ner der einzelnen beteiligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 

ThürKWG) beizufügen. 
 

5.  Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 

der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 
werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 
eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 

Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-
Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen. Einge-
reichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 

18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-
ten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unter-
zeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. 

 
 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-

reicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bin-
dung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht 

der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler 
hat in diesem Fall so viele Stimmen, wie Gemeinderatsmitglieder 

zu wählen sind. 
 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahl-

vorschläge müssen spätestens bis 22. April 2024 bis 18.00 Uhr 
behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Ände-
rungen der Wahlvorschläge insoweit zulässig, als sie infolge Weg-

falls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeits-
verlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt 
werden sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Be-

werber zu wählen. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der 
Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahl-
vorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das 

Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunal-
wahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. 

 

8.  Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 

Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-
längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 
Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 

gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-
einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 
2 ThürKWG). 

 

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-
schlechter. 

 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 

Wahlleiter 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl des hauptamtlichen 
Bürgermeisters am 26. Mai 2024 

 

1. In der Gemeinde/ Stadt Zeulenroda-Triebes wird am 26. Mai 2024 
ein hauptamtlicher Bürgermeister gewählt. 

 

 Zum hauptamtlichen Bürgermeister, der als Beamter auf Zeit auf 
die Dauer von sechs Jahren gewählt wird, ist jeder Wahlberechtig-

te im Sinne der §§ 1 und 2 Thüringer Kommunalwahlgesetz (KWG) 
wählbar, der am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet hat. Perso-
nen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der 

Europäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen 
wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche. Nicht wählbar ist, wer 
am Wahltag das 65. Lebensjahr vollendet hat. Zum hauptamtlichen 

Bürgermeister kann auch ein Bewerber gewählt werden, der zur 
Zeit der Wahl seinen Aufenthalt nicht in der Gemeinde hat. 

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-
publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-

en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 
Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-
land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 

Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 
Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-

publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 

 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 

sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet. 

 

 Zum Bürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer 

nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche 
demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und 
der Landesverfassung eintritt. Darüber hinaus ist zum Bürgermeis-

ter nicht wählbar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine 
Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Lan-
des geltenden Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das 

Amt des Bürgermeisters hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber 
dem Wahlleiter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung abzuge-
ben, ob er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbei-

ter mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammenge-
arbeitet hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der 

erforderlichen Auskünfte insbesondere beim Landesamt für Ver-
fassungsschutz sowie beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR einverstanden 

ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht 
fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 

 

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters können von 
Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wähler-
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gruppen und Einzelbewerbern eingereicht werden. Zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 

 

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann 
nur einen Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber ent-
halten darf und dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 

3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem 
Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustim-
mung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag ei-

ner Partei oder Wählergruppe ist. 
 

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den 
Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wähler-
gruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Be-

zeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unter-
scheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame 
Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter 

Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Par-
teien und Wählergruppen müssen die Unterschriften von mindes-
tens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahl-

vorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-
schuss die Unterzeichnung für ungültig. 

 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 

zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 
wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 

zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 
auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-

munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-
tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-

gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-
ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-
che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 

gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch 
andere ersetzt werden. 

 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 
Muster der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung 

(ThürKWO) enthalten: 
 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift 
des Bewerbers, 

 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter  

Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Anschrift. 

 

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage 

beizufügen: 
 

a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag 
zustimmt, nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-

schlag aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssi-
cherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten 
dieser Einrichtungen zusammengearbeitet hat, dass er mit der 

Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstanden ist sowie 
dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhält-
nis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen 

nicht fehlt, 
 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 
ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 
oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 

 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 
zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 
Satz 2 ThürKWG. 

 

d) eine Bescheinigung der Gemeinde seiner Hauptwohnung über 

die Wählbarkeit nach dem Muster der Anlage 22 zur ThürKWO, 
wenn die Hauptwohnung nicht in der Gemeinde ist, in der er 
sich bewirbt. 

 

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster 

der Anlagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewer-
bers als Kennwort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf 
und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und 

Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die Unter-
schriften von mindestens fünfmal so vielen Wahlberechtigten tra-
gen, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind (insgesamt ein-

hundertzwanzig Unterschriften). Bewirbt sich der bisherige Bür-
germeister als Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunter-
schriften erforderlich. 

 

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage beizufü-

gen: 
 

 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er für dieselbe Wahl nicht in einem anderen Wahlvorschlag 
aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem 

Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtun-
gen zusammengearbeitet hat, dass er mit der Einholung der erfor-

derlichen Auskünfte einverstanden ist sowie dass ihm die Eignung 
für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte 
des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt. 

 

 Zusätzlich ist eine Bescheinigung der Gemeinde seiner Hauptwoh-
nung über die Wählbarkeit nach dem Muster der Anlage 22 zur 
ThürKWO beizufügen, wenn die Hauptwohnung nicht in der Ge-

meinde ist, in der er sich bewirbt. 
 

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewer-

ber muss in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung 
von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstim-

mung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 
Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-

messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch 

durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlbe-
rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Ange-
hörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mit-

gliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in ge-
heimer Abstimmung gewählt werden. 

 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die 

Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. 
Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilneh-
mer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 

an Eides statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstim-
mung erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Ver-
sammlung vorschlagsberechtigt war und den Bewerbern Gelegen-

heit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-
gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme ei-
ner solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt insoweit 

als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches 
(StGB). 

 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-
grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 

Kreistag des Landkreises Greiz, oder im Gemeinderat/Stadtrat der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes vertreten sind, müssen neben den 
Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag 

jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von vier-
mal so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie Gemeinde-
ratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt einhundertsechs Unter-

schriften). 
 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 

eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinde-
rat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen 
Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberech-

tigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu 
tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal 
so vielen Wahlberechtigten wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen 

sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im 

Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags unun-
terbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten Wahlvor-
schlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner 

Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlags-
träger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thü-
ringer Landtag, im Kreistag des Landkreises Greiz, in dem die 

Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat/Stadtrat vertreten ist. 
 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 

Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-
men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 
der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 

ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-
schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-

lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-
te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 
ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-

schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-
schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-

vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-
waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 

 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 
 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 
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 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohne-

rmeldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 
(Eingang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahl-
berechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 

 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 

oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-
zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-
raum bei der Gemeindeverwaltung Zeulenroda-Triebes aufzusu-

chen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die Eintragung 
kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die wahlberech-
tigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung eines 

bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauf-
tragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides 

statt zu versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung ei-
nes Eintragungsscheins vorliegen. 

 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-
sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl 

sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine 
andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahl-
vorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Un-

terschriften können nicht zurückgenommen werden. 
 

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die 
erforderliche Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag 
ebenfalls vom Wahlleiter der Gemeinde mit einer Liste zur Leistung 

der noch erforderlichen Unterschriften (Anlage 7a zur ThürKWO) 
verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschla-
ges ausgelegt. Die Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 

 

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 

der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 
werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 
eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 

Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-
Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen. Einge-
reichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 

18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-
ten des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Ein-

zelbewerbers zurückgenommen werden. 
 

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-

reicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen 
Bewerber durchgeführt. 

 

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 

oder die Einzelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu be-
seitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens am 22. 
April 2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 23. April 2024 tritt der 

Wahlausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die 
eingereichten Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommu-
nalwahlgesetz und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestell-

ten Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. 
Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der Zu-
lassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die 

Wahl nicht statt. 
 

7. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-
längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 

Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 
gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-
einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 

2 ThürKWG). 
 

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-

schlechter. 
 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 
Wahlleiter 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl des Ortsteilbürgermeister 
des Ortsteils Arnsgrün-Bernsgrün-Pöllwitz 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Arnsgrün-Bernsgrün-Pöllwitz 
der Gemeinde Zeulenroda-Triebes wird am 26. Mai 2024 ein Orts-

teilbürgermeister als Ehrenbeamter der Gemeinde gewählt. 
 

 Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der 
§§ 1 und 2 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar, 
der am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet und seit mindestens 

sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilver-
fassung hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung 
wird vermutet, wenn die Person im Gebiet des Ortsteils mit Orts-

teilverfassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die 
Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend. Personen, 

die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Eu-
ropäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen 
wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche. 

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-
publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-
en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 

Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-
land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 

Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 
Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 

Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 
 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 
sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 

Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet. 
 

 Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, 
wer nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheit-
liche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 

und der Landesverfassung eintritt. Darüber hinaus ist nicht wähl-
bar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine Berufung in 
ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 

Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Orts-
teilbürgermeisters hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber dem 
Wahlleiter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob 

er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter mit 
dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale Si-
cherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengear-

beitet hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der 
erforderlichen Auskünfte insbesondere beim Landesamt für Ver-
fassungsschutz sowie beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen 

des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR einverstanden 
ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht 

fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 
 

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können 

von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wäh-
lergruppen und Einzelbewerbern eingereicht werden. Zur Einrei-
chung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 

 

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann 
nur einen Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber ent-
halten darf und dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 

3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem 
Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustim-
mung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag ei-

ner Partei oder Wählergruppe ist. 
 

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den 
Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wähler-
gruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Be-

zeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unter-
scheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame 
Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter 

Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Par-
teien und Wählergruppen müssen die Unterschriften von mindes-
tens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahl-

vorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-
schuss die Unterzeichnung für ungültig. 

 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 

zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 
wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 

zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 
auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-

munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-
tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-

gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-
ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-
che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 

gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch 
andere ersetzt werden. 

 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 
Muster der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung 
(ThürKWO) enthalten: 

 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift 

des Bewerbers, 
 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
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d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 
Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 

ihrer Anschrift. 
 

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage 
beizufügen: 

 

a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 

dass er seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag 
zustimmt, nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssi-

cherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten 
dieser Einrichtungen zusammengearbeitet hat, dass er mit der 
Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstanden ist sowie 

dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhält-
nis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen 
nicht fehlt, 

 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 

ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 
oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 

 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 

zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 
Satz 2 ThürKWG. 

 

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster 

der Anlagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewer-
bers als Kennwort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf 
und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und 

Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die Unter-
schriften von mindestens fünfmal so vielen Wahlberechtigten tra-
gen, wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind, insgesamt vierzig 

Unterschriften. Bewirbt sich der bisherige Ortsteilbürgermeister als 
Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften erforder-
lich. 

 

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage beizufü-

gen: 
 

 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag 
aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem 

Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtun-
gen zusammengearbeitet hat, dass er mit der Einholung der erfor-
derlichen Auskünfte einverstanden ist sowie dass ihm die Eignung 

für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte 
des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt. 

 

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewer-
ber muss in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung 
von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlbe-

rechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstim-
mung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 
Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-

genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-

ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch 
durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlbe-
rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Ange-

hörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mit-
gliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in ge-
heimer Abstimmung gewählt werden. 

 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die 
Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. 
Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilneh-

mer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
an Eides statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstim-
mung erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Ver-

sammlung vorschlagsberechtigt war und den Bewerbern Gelegen-
heit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-
gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter der Gemeinde ist zur 

Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 
gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Straf-
gesetzbuches (StGB). 

 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-
grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 

Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Greiz, im Gemeinderat/Stadtrat der Ge-
meinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils mit 

Ortsteilverfassung Arnsgrün-Bernsgrün-Pöllwitz der Gemeinde 
Zeulenroda-Triebes vertreten sind, müssen neben den Unterschrif-
ten von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei 

oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen 
Wahlberechtigten unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglieder zu 
wählen sind (insgesamt zweiundvierzig Unterschriften). 

 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 

eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemein-
derat oder Ortsteilrat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines 

eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 

Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunter-
schriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilrats-
mitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf 

keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im 
Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen 

Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 
der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil 

der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 
Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 

Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-
men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 
der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 

ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-

zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-
schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-
lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-

te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 
ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-
schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-

schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-
schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-
vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-

waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 
 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 
 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 
 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbü-

ro/Einwohnermeldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopper-
straße 1-5 (Eingang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes 
für Wahlberechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 

 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 
oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-
zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-

raum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf An-
trag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem 

Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvor-
schlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 
Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 

hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 
die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. 

 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-

sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl 
sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine 
andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahl-

vorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Un-
terschriften können nicht zurückgenommen werden. 

 

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die 

erforderliche Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag 
ebenfalls vom Wahlleiter der Gemeinde mit einer Liste zur Leistung 
der noch erforderlichen Unterschriften [Anlage 7a zur ThürKWO] 

verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschla-
ges ausgelegt. Die Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 

 

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 

der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 
werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 
eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 

Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-
Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen. Einge-
reichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 

18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-
ten des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Ein-

zelbewerbers zurückgenommen werden. 
 

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen 

Bewerber durchgeführt. 
 

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 

oder die Einzelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu be-
seitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens 22. April 
2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 23. April 2024 tritt der Wahl-

ausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die einge-
reichten Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunalwahl-
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gesetz und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten Anfor-
derungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. Stirbt ein 

Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der Zulassung des 
Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt. 

 

7. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-

längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 
Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 
gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-

einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 
2 ThürKWG). 

 

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-
schlechter. 

 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 
Wahlleiter 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl des Ortsteilbürgermeister 
des Ortsteils Dörtendorf 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Dörtendorf der Gemeinde 
Zeulenroda-Triebes wird am 26. Mai 2024 ein Ortsteilbürgermeis-
ter als Ehrenbeamter der Gemeinde gewählt. 

 

 Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der 

§§ 1 und 2 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar, 
der am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet und seit mindestens 
sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilver-

fassung hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung 
wird vermutet, wenn die Person im Gebiet des Ortsteils mit Orts-
teilverfassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die 

Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend. Personen, 
die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Eu-
ropäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen 

wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche. 
 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-
publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-
en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 

Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-
land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 

Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 
Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 

Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 
 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 

sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet. 

 

 Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, 
wer nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheit-

liche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
und der Landesverfassung eintritt. Darüber hinaus ist nicht wähl-
bar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine Berufung in 

ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 
Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Orts-
teilbürgermeisters hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber dem 

Wahlleiter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob 
er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter mit 
dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale Si-

cherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengear-
beitet hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der 
erforderlichen Auskünfte insbesondere beim Landesamt für Ver-

fassungsschutz sowie beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR einverstanden 
ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 

nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht 
fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 

 

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können 
von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wäh-

lergruppen und Einzelbewerbern eingereicht werden. Zur Einrei-
chung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 

 

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann 
nur einen Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber ent-

halten darf und dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 
3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem 
Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustim-

mung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag ei-
ner Partei oder Wählergruppe ist. 

 

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den 
Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wähler-

gruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Be-
zeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unter-

scheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame 
Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter 
Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Par-

teien und Wählergruppen müssen die Unterschriften von mindes-
tens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahl-
vorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-

zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-
schuss die Unterzeichnung für ungültig. 

 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 

zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 
wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 

zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 
auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-

munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-
tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-

gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-
ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-
che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 

gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch 
andere ersetzt werden. 

 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 
Muster der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung 
(ThürKWO) enthalten: 

 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift 
des Bewerbers, 

 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 

Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Anschrift. 

 

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage 
beizufügen: 

 

a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 

dass er seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag 
zustimmt, nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssi-

cherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten 
dieser Einrichtungen zusammengearbeitet hat, dass er mit der 
Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstanden ist sowie 

dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhält-
nis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen 
nicht fehlt, 

 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 
ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 
oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 

 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 

zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 
Satz 2 ThürKWG. 

 

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster 
der Anlagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewer-

bers als Kennwort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf 
und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und 
Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die Unter-

schriften von mindestens fünfmal so vielen Wahlberechtigten tra-
gen, wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind, insgesamt zwanzig 
Unterschriften. Bewirbt sich der bisherige Ortsteilbürgermeister als 

Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften erforder-
lich. 

 

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage beizufü-
gen: 

 

 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 

dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag 
aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem 
Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtun-

gen zusammengearbeitet hat, dass er mit der Einholung der erfor-
derlichen Auskünfte einverstanden ist sowie dass ihm die Eignung 
für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte 

des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt. 
 

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewer-
ber muss in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung 
von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlbe-

rechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstim-
mung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 
Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-

genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-

ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch 
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durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlbe-
rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Ange-

hörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mit-
gliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in ge-
heimer Abstimmung gewählt werden. 

 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die 
Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. 

Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilneh-
mer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
an Eides statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstim-

mung erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Ver-
sammlung vorschlagsberechtigt war und den Bewerbern Gelegen-
heit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-

gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter der Gemeinde ist zur 
Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 
gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Straf-

gesetzbuches (StGB). 
 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-
grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 

Kreistag des Landkreises Greiz, im Gemeinderat/Stadtrat der Ge-
meinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils mit 
Ortsteilverfassung Dörtendorf der Gemeinde Zeulenroda-Triebes 

vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahl-
berechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergrup-
pe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlberechtig-

ten unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind 
(insgesamt sechsundzwanzig Unterschriften). 

 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 
eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemein-

derat oder Ortsteilrat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines 
eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 

Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunter-
schriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilrats-
mitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf 

keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im 
Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen 

Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 
der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil 

der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 
Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 

Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-
men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 
der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 

ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-

schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-
lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-
te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 

ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-
schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-

schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-
vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-
waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 

 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 

 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 
 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohner-

meldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 (Ein-
gang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahlbe-
rechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 

 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 

oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-
zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-
raum bei der Gemeindeverwaltung  aufzusuchen, erhalten auf An-

trag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem 
Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvor-

schlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 
Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 

die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. 

 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-
sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl 

sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine 
andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahl-

vorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Un-
terschriften können nicht zurückgenommen werden. 

 

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die 
erforderliche Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag 

ebenfalls vom Wahlleiter der Gemeinde mit einer Liste zur Leistung 
der noch erforderlichen Unterschriften [Anlage 7a zur ThürKWO] 
verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschla-

ges ausgelegt. Die Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 
 

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 
werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 

eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-
Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen. Einge-

reichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 
18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-
ten des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-

ner des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Ein-
zelbewerbers zurückgenommen werden. 

 

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen 
Bewerber durchgeführt. 

 

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 

Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
oder die Einzelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu be-
seitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens 22. April 

2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 23. April 2024 tritt der Wahl-
ausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die einge-
reichten Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunalwahl-

gesetz und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten Anfor-
derungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. Stirbt ein 
Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der Zulassung des 

Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt. 
 

7. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-
längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 

Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 
gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-
einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 

2 ThürKWG). 
 

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-

schlechter. 
 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 
Wahlleiter 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl des Ortsteilbürgermeister 
des Ortsteils Mehla 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Mehla der Gemeinde Zeulen-
roda-Triebes wird am 26. Mai 2024 ein Ortsteilbürgermeister als 

Ehrenbeamter der Gemeinde gewählt. 
 

 Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der 
§§ 1 und 2 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar, 

der am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet und seit mindestens 
sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilver-
fassung hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung 

wird vermutet, wenn die Person im Gebiet des Ortsteils mit Orts-
teilverfassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die 
Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend. Personen, 

die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Eu-
ropäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen 
wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche. 

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-

publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-
en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 
Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-

land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 

Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 

 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 

die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 
sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet. 
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 Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, 
wer nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheit-

liche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
und der Landesverfassung eintritt. Darüber hinaus ist nicht wähl-
bar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine Berufung in 

ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 
Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Orts-
teilbürgermeisters hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber dem 

Wahlleiter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob 
er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter mit 
dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale Si-

cherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengear-
beitet hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der 
erforderlichen Auskünfte insbesondere beim Landesamt für Ver-

fassungsschutz sowie beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR einverstanden 
ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 

nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht 
fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 

 

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können 

von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wäh-
lergruppen und Einzelbewerbern eingereicht werden. Zur Einrei-
chung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 

 

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann 

nur einen Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber ent-
halten darf und dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 
3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem 

Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustim-
mung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag ei-
ner Partei oder Wählergruppe ist. 

 

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den 
Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wähler-
gruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Be-

zeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unter-
scheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame 
Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter 

Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Par-
teien und Wählergruppen müssen die Unterschriften von mindes-
tens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahl-

vorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-
schuss die Unterzeichnung für ungültig. 

 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 

zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 
wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 

zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 
auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-

munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-
tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-

gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-
ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-
che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 

gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch 
andere ersetzt werden. 

 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 

Muster der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung 
(ThürKWO) enthalten: 

 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift 
des Bewerbers, 

 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 

Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Anschrift. 

 

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage 
beizufügen: 

 

a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag 
zustimmt, nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-

schlag aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssi-
cherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten 
dieser Einrichtungen zusammengearbeitet hat, dass er mit der 

Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstanden ist sowie 
dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhält-
nis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen 

nicht fehlt, 
 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 
ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 
oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 

 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 

 zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 
Satz 2 ThürKWG. 

 

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster 
der Anlagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewer-

bers als Kennwort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf 
und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und 
Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die Unterschrif-

ten von mindestens fünfmal so vielen Wahlberechtigten tragen, wie 
Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind, insgesamt zwanzig Unter-
schriften. Bewirbt sich der bisherige Ortsteilbürgermeister als Ein-

zelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften erforderlich. 
 

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage beizufü-
gen: 

 

 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 

dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag 
aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem 
Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtun-

gen zusammengearbeitet hat, dass er mit der Einholung der erfor-
derlichen Auskünfte einverstanden ist sowie dass ihm die Eignung 
für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte 

des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt. 
 

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewer-

ber muss in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung 
von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstim-

mung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 
Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-

messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch 

durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlbe-
rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Ange-
hörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mit-

gliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in ge-
heimer Abstimmung gewählt werden. 

 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die 

Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. 
Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilneh-
mer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 

an Eides statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstim-
mung erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Ver-
sammlung vorschlagsberechtigt war und den Bewerbern Gelegen-

heit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-
gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter der Gemeinde ist zur 
Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 

gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Straf-
gesetzbuches (StGB). 

 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-
grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 

Kreistag des Landkreises Greiz, im Gemeinderat/Stadtrat der Ge-
meinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils mit 
Ortsteilverfassung Mehla der Gemeinde Zeulenroda-Triebes ver-

treten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlbe-
rechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe 
zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlberechtigten 

unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (ins-
gesamt sechsundzwanzig Unterschriften). 

 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 
eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemein-
derat oder Ortsteilrat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines 

eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunter-

schriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilrats-
mitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf 
keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 

Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im 
Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen 
Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 

der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil 
der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 

Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 
Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-
men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 

der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 
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3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-

schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-
lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-
te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 

ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-
schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-

schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-
vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-
waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 

 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr 
     und 14.00 - 16.00 Uhr 
 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr 

     und 14.00 - 18.00 Uhr 
 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohner-
meldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 (Ein-

gang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahlbe-
rechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 

 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 
oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-

zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-
raum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf An-
trag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 

dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem 
Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvor-
schlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 

Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 
die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 

vorliegen. 
 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-
sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl 

sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine 
andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahl-
vorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Un-

terschriften können nicht zurückgenommen werden. 
 

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die 

erforderliche Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag 
ebenfalls vom Wahlleiter der Gemeinde mit einer Liste zur Leistung 
der noch erforderlichen Unterschriften [Anlage 7a zur ThürKWO] 

verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschla-
ges ausgelegt. Die Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 

 

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 

werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 
eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-

Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen. Einge-
reichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 
18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-

ten des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Ein-
zelbewerbers zurückgenommen werden. 

 

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-

reicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen 
Bewerber durchgeführt. 

 

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
oder die Einzelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu be-

seitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens 22. April 
2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 23. April 2024 tritt der Wahl-
ausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die einge-

reichten Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunal-
wahlgesetz und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten 
Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. Stirbt 

ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der Zulassung 
des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht 
statt. 

 

7. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 

Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-
längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 
Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 

gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-
einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 
2 ThürKWG). 

 

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-

schlechter. 
 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 
Wahlleiter 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl des Ortsteilbürgermeister 
des Ortsteils Merkendorf 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Merkendorf der Gemeinde 
Zeulenroda-Triebes wird am 26. Mai 2024 ein Ortsteilbürgermeis-

ter als Ehrenbeamter der Gemeinde gewählt. 
 

 Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der 
§§ 1 und 2 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar, 

der am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet und seit mindestens 
sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilver-
fassung hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung 
wird vermutet, wenn die Person im Gebiet des Ortsteils mit Orts-

teilverfassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die 
Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend. Personen, 
die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Eu-

ropäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen 
wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche. 

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-

publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-
en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 
Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-

land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 

Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 

 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 

die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 
sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet. 

 

 Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, 

wer nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheit-
liche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
und der Landesverfassung eintritt. Darüber hinaus ist nicht wähl-

bar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine Berufung in 
ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 
Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Orts-

teilbürgermeisters hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber dem 
Wahlleiter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob 
er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter mit 

dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale Si-
cherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengear-
beitet hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der 

erforderlichen Auskünfte insbesondere beim Landesamt für Ver-
fassungsschutz sowie beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR einverstanden 

ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht 
fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 

 

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können 
von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wäh-

lergruppen und Einzelbewerbern eingereicht werden. Zur Einrei-
chung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 

 

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann 
nur einen Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber ent-

halten darf und dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 
3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem 
Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustim-

mung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag ei-
ner Partei oder Wählergruppe ist. 

 

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den 
Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wähler-

gruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Be-
zeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unter-
scheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame 

Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter 
Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Par-
teien und Wählergruppen müssen die Unterschriften von mindes-

tens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahl-
vorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-

schuss die Unterzeichnung für ungültig. 
 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 

zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 
wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 

zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 
auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 
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des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-
munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-

tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-
gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-

ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-
che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch 

andere ersetzt werden. 
 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 
Muster der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung 
(ThürKWO) enthalten: 

 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift 
des Bewerbers, 

 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 
Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 

ihrer Anschrift. 
 

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage 
beizufügen: 

 

a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 

dass er seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag 
zustimmt, nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssi-

cherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten 
dieser Einrichtungen zusammengearbeitet hat, dass er mit der 
Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstanden ist sowie 

dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhält-
nis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen 
nicht fehlt, 

 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 

ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 
oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 

 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 

zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 
Satz 2 ThürKWG. 

 

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster 
der Anlagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewer-
bers als Kennwort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf 

und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und 
Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die Unter-
schriften von mindestens fünfmal so vielen Wahlberechtigten tra-

gen, wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind, insgesamt zwanzig 
Unterschriften. Bewirbt sich der bisherige Ortsteilbürgermeister als 
Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften erforder-

lich. 
 

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage beizufü-
gen: 

 

 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 

dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag 
aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem 
Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtun-

gen zusammengearbeitet hat, dass er mit der Einholung der erfor-
derlichen Auskünfte einverstanden ist sowie dass ihm die Eignung 
für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte 

des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt. 
 

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewer-
ber muss in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung 

von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstim-
mung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 

Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 

Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch 
durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlbe-

rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Ange-
hörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mit-
gliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in ge-

heimer Abstimmung gewählt werden. 
 

 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die 
Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. 

Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilneh-
mer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
an Eides statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstim-

mung erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Ver-
sammlung vorschlagsberechtigt war und den Bewerbern Gelegen-
heit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-

gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter der Gemeinde ist zur 
Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 

gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Straf-
gesetzbuches (StGB). 

 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-

grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Greiz, im Gemeinderat/Stadtrat der Ge-

meinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils mit 
Ortsteilverfassung Merkendorf der Gemeinde Zeulenroda-Triebes 
vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahl-

berechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergrup-
pe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlberechtig-
ten unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind 

(insgesamt sechsundzwanzig Unterschriften). 
 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 
eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemein-

derat oder Ortsteilrat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines 
eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 

Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunter-
schriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilrats-
mitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf 

keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im 
Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen 

Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 
der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil 

der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 
Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 
Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-
men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 

der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-
schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-

lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-
te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 
ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-

schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-
schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-
vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-

waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 
 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 
 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 

 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohner-
meldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 (Ein-
gang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahlbe-

rechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 
 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 
oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-

zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-
raum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf An-
trag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem 

Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvor-
schlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 
Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 

hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 
die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. 

 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-
sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl 
sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine 

andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahl-
vorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Un-
terschriften können nicht zurückgenommen werden. 

 

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die 
erforderliche Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag 
ebenfalls vom Wahlleiter der Gemeinde mit einer Liste zur Leistung 

der noch erforderlichen Unterschriften [Anlage 7a zur ThürKWO] 
verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschla-
ges ausgelegt. Die Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 

 

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 
werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 

eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-
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Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen. Einge-
reichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 

18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-
ten des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Ein-

zelbewerbers zurückgenommen werden. 
 

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen 
Bewerber durchgeführt. 

 

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 

Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
oder die Einzelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu be-
seitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens 22. April 

2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 23. April 2024 tritt der Wahl-
ausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die einge-
reichten Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunalwahl-

gesetz und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten Anfor-
derungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. Stirbt ein 
Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der Zulassung des 

Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt. 
 

7. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 

Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-
längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 
Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 

gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-
einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 
2 ThürKWG). 

 

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-

schlechter. 
 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 
Wahlleiter 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl des Ortsteilbürgermeister 
des Ortsteils Niederböhmersdorf 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Niederböhmersdorf der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes wird am 26. Mai 2024 ein Ortsteil-

bürgermeister als Ehrenbeamter der Gemeinde gewählt. 
 

 Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der 
§§ 1 und 2 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar, 

der am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet und seit mindestens 
sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilver-
fassung hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung 

wird vermutet, wenn die Person im Gebiet des Ortsteils mit Orts-
teilverfassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die 
Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend. Personen, 
die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Eu-

ropäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen 
wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche. 

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-

publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-
en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 
Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-

land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 

Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 

 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 

die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 
sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet. 

 

 Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, 

wer nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheit-
liche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
und der Landesverfassung eintritt. Darüber hinaus ist nicht wähl-

bar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine Berufung in 
ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 
Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Orts-

teilbürgermeisters hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber dem 
Wahlleiter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob 
er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter mit 

dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale Si-
cherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengear-
beitet hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der 

erforderlichen Auskünfte insbesondere beim Landesamt für Ver-
fassungsschutz sowie beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR einverstanden 

ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht 

fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 
 

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können 
von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wäh-
lergruppen und Einzelbewerbern eingereicht werden. Zur Einrei-

chung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 
 

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann 
nur einen Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber ent-
halten darf und dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 

3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem 
Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustim-
mung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag ei-

ner Partei oder Wählergruppe ist. 
 

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den 
Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wähler-

gruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Be-
zeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unter-
scheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame 

Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter 
Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Par-
teien und Wählergruppen müssen die Unterschriften von mindes-

tens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahl-
vorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-

schuss die Unterzeichnung für ungültig. 
 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 
zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 
wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 

der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 
zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 
auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 

des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-
munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-
tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 

verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-
gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-
ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-

che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch 
andere ersetzt werden. 

 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 

Muster der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung 
(ThürKWO) enthalten: 

 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift 
des Bewerbers, 

 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 
Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Anschrift. 

 

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage 

beizufügen: 
 

a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag 

zustimmt, nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssi-
cherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten 

dieser Einrichtungen zusammengearbeitet hat, dass er mit der 
Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstanden ist sowie 
dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhält-

nis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen 
nicht fehlt, 

 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 
ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 

oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 
 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 
zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 
Satz 2 ThürKWG. 

 

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster 
der Anlagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewer-
bers als Kennwort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf 

und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und 
Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die Unter-
schriften von mindestens fünfmal so vielen Wahlberechtigten tra-

gen, wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind, insgesamt zwanzig 
Unterschriften. Bewirbt sich der bisherige Ortsteilbürgermeister als 
Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften erforder-

lich. 
 

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage beizufügen: 
 

 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag 
aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem 



  12   

Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtun-
gen zusammengearbeitet hat, dass er mit der Einholung der erfor-

derlichen Auskünfte einverstanden ist sowie dass ihm die Eignung 
für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte 
des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt. 

 

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewer-
ber muss in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung 

von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstim-
mung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 

Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 

Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch 
durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlbe-

rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Ange-
hörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mit-
gliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in ge-

heimer Abstimmung gewählt werden. 
 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die 

Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. 
Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilneh-
mer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 

an Eides statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstim-
mung erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Ver-
sammlung vorschlagsberechtigt war und den Bewerbern Gelegen-

heit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-
gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter der Gemeinde ist zur 
Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 

gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Straf-
gesetzbuches (StGB). 

 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-
grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 

Kreistag des Landkreises Greiz, im Gemeinderat/Stadtrat der Ge-
meinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils mit 
Ortsteilverfassung Niederböhmersdorf der Gemeinde Zeulenroda-

Triebes vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wäh-
lergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlbe-

rechtigten unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen 
sind (insgesamt sechsundzwanzig Unterschriften). 

 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 
eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemein-
derat oder Ortsteilrat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines 

eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunter-

schriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilrats-
mitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf 
keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 

Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im 
Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen 
Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 

der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil 
der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 

Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 
Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-
men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 

der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-

schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-
lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-
te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 

ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-
schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-

schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-
vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-
waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 

 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 

 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 
 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohner-
meldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 (Ein-

gang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahlbe-
rechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 

 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 
oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-
zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-

raum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf An-
trag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem 

Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvor-
schlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 
Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 

hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 
die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. 

 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-

sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl 
sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine 
andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahl-

vorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Un-
terschriften können nicht zurückgenommen werden. 

 

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die 
erforderliche Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag 

ebenfalls vom Wahlleiter der Gemeinde mit einer Liste zur Leistung 
der noch erforderlichen Unterschriften [Anlage 7a zur ThürKWO] 
verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschla-

ges ausgelegt. Die Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 
 

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 

der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 
werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 
eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 

Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-
Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen. Einge-
reichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 

18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-
ten des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Ein-

zelbewerbers zurückgenommen werden. 
 

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen 
Bewerber durchgeführt. 

 

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 

Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
oder die Einzelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu be-
seitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens 22. April 

2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 23. April 2024 tritt der Wahl-
ausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die einge-
reichten Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunalwahl-

gesetz und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten Anfor-
derungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. Stirbt ein 
Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der Zulassung des 

Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt. 
 

7. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 

Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-
längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 
Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 

gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-
einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 
2 ThürKWG). 

 

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-

schlechter. 
 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 
Wahlleiter 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl des Ortsteilbürgermeister 
des Ortsteils Silberfeld 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Silberfeld der Gemeinde 
Zeulenroda-Triebes wird am 26. Mai 2024 ein Ortsteilbürgermeis-

ter als Ehrenbeamter der Gemeinde gewählt. 
 

 Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der 
§§ 1 und 2 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar, 
der am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet und seit mindestens 

sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilver-
fassung hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung 
wird vermutet, wenn die Person im Gebiet des Ortsteils mit Orts-

teilverfassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die 
Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend. Personen, 
die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Eu-
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ropäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen 
wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche. 

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-
publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-
en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 

Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-
land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 

Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 
Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 

Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 
 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 
sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 

Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet. 
 

 Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, 
wer nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheit-
liche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 

und der Landesverfassung eintritt. Darüber hinaus ist nicht wähl-
bar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine Berufung in 
ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 

Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Orts-
teilbürgermeisters hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber dem 
Wahlleiter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob 

er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter mit 
dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale Si-
cherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengear-

beitet hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der 
erforderlichen Auskünfte insbesondere beim Landesamt für Ver-
fassungsschutz sowie beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen 

des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR einverstanden 
ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht 

fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 
 

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können 

von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wäh-
lergruppen und Einzelbewerbern eingereicht werden. Zur Einrei-
chung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 

 

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann 

nur einen Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber ent-
halten darf und dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 
3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem 

Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustim-
mung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag ei-
ner Partei oder Wählergruppe ist. 

 

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den 

Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wähler-
gruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Be-
zeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unter-

scheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame 
Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter 
Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Par-

teien und Wählergruppen müssen die Unterschriften von mindes-
tens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahl-
vorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-

zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-
schuss die Unterzeichnung für ungültig. 

 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 
zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 

wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 
zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 

auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-
munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-

tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-
gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-

ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-
che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch 

andere ersetzt werden. 
 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 

Muster der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung 
(ThürKWO) enthalten: 

 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift 

des Bewerbers, 
 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 
Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Anschrift. 

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage 
beizufügen: 

 

a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag 
zustimmt, nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-

schlag aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssi-
cherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten 
dieser Einrichtungen zusammengearbeitet hat, dass er mit der 

Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstanden ist sowie 
dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhält-
nis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen 

nicht fehlt, 
 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 
ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 
oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 

 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 

zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 
Satz 2 ThürKWG. 

 

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster 
der Anlagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewer-
bers als Kennwort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf 

und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und 
Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die Unter-
schriften von mindestens fünfmal so vielen Wahlberechtigten tra-

gen, wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind, insgesamt zwanzig 
Unterschriften. Bewirbt sich der bisherige Ortsteilbürgermeister als 
Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften erforder-

lich. 
 

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage beizufügen: 
 

 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag 

aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem 
Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtun-
gen zusammengearbeitet hat, dass er mit der Einholung der erfor-

derlichen Auskünfte einverstanden ist sowie dass ihm die Eignung 
für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte 
des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt. 

 

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewer-
ber muss in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung 

von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstim-
mung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 

Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 

Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch 
durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlbe-

rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Ange-
hörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mit-
gliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in ge-

heimer Abstimmung gewählt werden. 
 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die 
Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. 

Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilneh-
mer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
an Eides statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstim-

mung erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Ver-
sammlung vorschlagsberechtigt war und den Bewerbern Gelegen-
heit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-

gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter der Gemeinde ist zur 
Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 
gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Straf-

gesetzbuches (StGB). 
 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-

grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Greiz, im Gemeinderat/Stadtrat der Ge-

meinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils mit 
Ortsteilverfassung Silberfeld der Gemeinde Zeulenroda-Triebes 
vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahl-

berechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergrup-
pe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlberechtig-
ten unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind 

(insgesamt sechsundzwanzig Unterschriften). 
 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 

eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemein-
derat oder Ortsteilrat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines 
eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von 

zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunter-
schriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilrats-
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mitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf 
keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 

Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im 
Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen 
Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 

der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil 
der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 

Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 
Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-

men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 
der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 

Wahlvorschlags war. 
 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-

schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-
lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-
te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 

ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-
schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-

schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-
vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-
waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 

 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 

 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 
 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohner-

meldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 (Ein-
gang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahlbe-
rechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 

 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 

oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-
zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-
raum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf An-

trag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem 
Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvor-

schlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 
Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 

die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. 

 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-
sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl 

sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine 
andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahl-
vorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Un-

terschriften können nicht zurückgenommen werden. 
 

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die 
erforderliche Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag 

ebenfalls vom Wahlleiter der Gemeinde mit einer Liste zur Leistung 
der noch erforderlichen Unterschriften [Anlage 7a zur ThürKWO] 
verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschla-

ges ausgelegt. Die Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 
 

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 

werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 
eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-

Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen. Einge-
reichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 
18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-

ten des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Ein-
zelbewerbers zurückgenommen werden. 

 

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen 
Bewerber durchgeführt. 

 

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
oder die Einzelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu be-

seitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens 22. April 
2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 23. April 2024 tritt der Wahl-
ausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die einge-

reichten Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunalwahl-
gesetz und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten Anfor-
derungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. Stirbt ein 

Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der Zulassung des 
Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt. 

7. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-

längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 
Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 
gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-

einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 
2 ThürKWG). 

 

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-
schlechter. 

 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 

Wahlleiter 

 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl des Ortsteilbürgermeister 
des Ortsteils Triebes 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Triebes der Gemeinde Zeu-

lenroda-Triebes wird am 26. Mai 2024 ein Ortsteilbürgermeister als 
Ehrenbeamter der Gemeinde gewählt. 

 

 Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der 
§§ 1 und 2 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar, 

der am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet und seit mindestens 
sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilver-
fassung hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung 

wird vermutet, wenn die Person im Gebiet des Ortsteils mit Orts-
teilverfassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die 
Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend. Personen, 

die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Eu-
ropäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen 
wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche. 

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-
publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-
en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 

Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-
land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 

Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 

 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 
sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 

Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet. 
 

 Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, 
wer nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheit-
liche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 

und der Landesverfassung eintritt. Darüber hinaus ist nicht wähl-
bar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine Berufung in 
ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 

Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Orts-
teilbürgermeisters hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber dem 
Wahlleiter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob 

er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter mit 
dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale Si-
cherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengear-

beitet hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der 
erforderlichen Auskünfte insbesondere beim Landesamt für Ver-
fassungsschutz sowie beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen 

des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR einverstanden 
ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht 

fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 
 

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können 
von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wäh-
lergruppen und Einzelbewerbern eingereicht werden. Zur Einrei-

chung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 
 

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann 
nur einen Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber ent-
halten darf und dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 

3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem 
Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustim-
mung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag ei-

ner Partei oder Wählergruppe ist. 
 

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den 
Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wähler-
gruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Be-

zeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unter-
scheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame 
Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter 



  15   

Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Par-
teien und Wählergruppen müssen die Unterschriften von mindes-

tens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahl-
vorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-

schuss die Unterzeichnung für ungültig. 
 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 
zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 

wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 
zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 

auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-
munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-

tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-
gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-

ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-
che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch 

andere ersetzt werden. 
 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 
Muster der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung 
(ThürKWO) enthalten: 

 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift 
des Bewerbers, 

 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 

Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Anschrift. 

 

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage 
beizufügen: 

 

a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag 
zustimmt, nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-

schlag aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssi-
cherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten 
dieser Einrichtungen zusammengearbeitet hat, dass er mit der 

Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstanden ist sowie 
dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhält-
nis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen 

nicht fehlt, 
 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 
ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 
oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 

 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 

zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 
Satz 2 ThürKWG. 

 

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster 
der Anlagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewer-

bers als Kennwort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf 
und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und 
Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die Unterschrif-

ten von mindestens fünfmal so vielen Wahlberechtigten tragen, wie 
Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind, insgesamt fünfzig Unter-
schriften. Bewirbt sich der bisherige Ortsteilbürgermeister als Ein-

zelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften erforderlich. 
 

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage beizufügen: 
 

 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag 

aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem 
Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtun-
gen zusammengearbeitet hat, dass er mit der Einholung der erfor-

derlichen Auskünfte einverstanden ist sowie dass ihm die Eignung 
für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte 
des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt. 

 

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewer-
ber muss in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung 

von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstim-
mung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 

Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 

Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch 
durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlbe-

rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Ange-
hörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mit-
gliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in ge-

heimer Abstimmung gewählt werden. 
 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, 

 Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die 
Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. 

Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilneh-
mer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
an Eides statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstim-

mung erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Ver-
sammlung vorschlagsberechtigt war und den Bewerbern Gelegen-
heit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-

gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter der Gemeinde ist zur 
Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 
gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Straf-

gesetzbuches (StGB). 
 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-

grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Greiz, im Gemeinderat/Stadtrat der Ge-

meinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils mit 
Ortsteilverfassung Triebes der Gemeinde Zeulenroda-Triebes ver-
treten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlbe-

rechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe 
zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlberechtigten 
unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (ins-

gesamt fünfzig Unterschriften). 
 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 
eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemein-

derat oder Ortsteilrat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines 
eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 

Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunter-
schriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilrats-
mitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf 

keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im 
Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen 

Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 
der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil 

der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 
Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 
Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-

men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 
der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 

Wahlvorschlags war. 
 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-
schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-

lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-
te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 
ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-

schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-
schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-

vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-
waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 

 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 
 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 

 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohner-
meldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 (Ein-

gang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahlbe-
rechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 

 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 
oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-

zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-
raum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf An-
trag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 

dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem 
Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvor-
schlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 

Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 
die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 

vorliegen. 
 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-
sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl 
sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine 

andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahl-
vorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Un-
terschriften können nicht zurückgenommen werden. 

 

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die  er-
forderliche Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag 
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ebenfalls vom Wahlleiter der Gemeinde mit einer Liste zur Leistung 
der noch erforderlichen Unterschriften [Anlage 7a zur ThürKWO] 

verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschla-
ges ausgelegt. Die Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 

 

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 

werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 
eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-

Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen. Einge-
reichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 
18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-

ten des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Ein-
zelbewerbers zurückgenommen werden. 

 

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-

reicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen 
Bewerber durchgeführt. 

 

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
oder die Einzelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu be-

seitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens 22. April 
2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 23. April 2024 tritt der Wahl-
ausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die einge-

reichten Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunalwahl-
gesetz und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten Anfor-
derungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. Stirbt ein 

Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der Zulassung des 
Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt. 

 

7. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-

längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 
Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 
gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-

einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 
2 ThürKWG). 

 

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-
schlechter. 

 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 
Wahlleiter 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl des Ortsteilbürgermeister 
des Ortsteils Zadelsdorf 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Zadelsdorf der Gemeinde 
Zeulenroda-Triebes wird am 26. Mai 2024 ein Ortsteilbürgermeis-

ter als Ehrenbeamter der Gemeinde gewählt. 
 

 Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der 
§§ 1 und 2 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar, 
der am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet und seit mindestens 

sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilver-
fassung hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung 
wird vermutet, wenn die Person im Gebiet des Ortsteils mit Orts-

teilverfassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die 
Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend. Personen, 
die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Eu-

ropäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen 
wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche. 

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-

publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-
en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 
Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-

land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 

Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 

 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 

die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 
sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet. 

 

 Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, 

wer nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheit-
liche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
und der Landesverfassung eintritt. Darüber hinaus ist nicht wähl-

bar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine Berufung in 
ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 
Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Orts-

teilbürgermeisters hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber dem 
Wahlleiter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob 

er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter mit 
dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale Si-
cherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengear-

beitet hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der 
erforderlichen Auskünfte insbesondere beim Landesamt für Ver-
fassungsschutz sowie beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen 

des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR einverstanden 
ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht 

fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 
 

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können 
von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wäh-
lergruppen und Einzelbewerbern eingereicht werden. Zur Einrei-

chung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 
 

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann 
nur einen Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber ent-
halten darf und dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 

3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem 
Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustim-
mung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag ei-

ner Partei oder Wählergruppe ist. 
 

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den 
Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wähler-

gruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Be-
zeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unter-
scheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame 

Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter 
Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Par-
teien und Wählergruppen müssen die Unterschriften von mindes-

tens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahl-
vorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-

schuss die Unterzeichnung für ungültig. 
 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 
zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 
wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 

der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 
zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 
auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 

des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-
munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-
tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 

verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-
gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-
ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-

che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch 
andere ersetzt werden. 

 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 
Muster der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung 

(ThürKWO) enthalten: 
 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift 
des Bewerbers, 

 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 
Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Anschrift. 

 

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage 

beizufügen: 
 

a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag 

zustimmt, nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssi-
cherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten 

dieser Einrichtungen zusammengearbeitet hat, dass er mit der 
Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstanden ist sowie 
dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhält-

nis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen 
nicht fehlt, 

 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 
ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 

oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 
 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 
zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 
Satz 2 ThürKWG. 

 

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster 
der Anlagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewer-

bers als Kennwort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf 
und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und 
Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die Unterschrif-
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ten von mindestens fünfmal so vielen Wahlberechtigten tragen, wie 
Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind, insgesamt zwanzig Unter-

schriften. Bewirbt sich der bisherige Ortsteilbürgermeister als Ein-
zelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften erforderlich. 

 

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage beizufügen: 
 

 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, 

dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag 
aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem 
Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtun-

gen zusammengearbeitet hat, dass er mit der Einholung der erfor-
derlichen Auskünfte einverstanden ist sowie dass ihm die Eignung 
für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte 

des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt. 
 

 2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewer-

ber muss in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung 
von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstim-

mung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 
Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-

messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch 

durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlbe-
rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Ange-
hörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mit-

gliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in ge-
heimer Abstimmung gewählt werden. 

 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die 

Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. 
Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilneh-
mer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 

an Eides statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstim-
mung erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Ver-
sammlung vorschlagsberechtigt war und den Bewerbern Gelegen-

heit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-
gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter der Gemeinde ist zur 
Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 

gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Straf-
gesetzbuches (StGB). 

 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-
grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 

Kreistag des Landkreises Greiz, im Gemeinderat/Stadtrat der Ge-
meinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils mit 
Ortsteilverfassung Zadelsdorf der Gemeinde Zeulenroda-Triebes 

vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahl-
berechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergrup-
pe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlberechtig-

ten unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind 
(insgesamt sechsundzwanzig Unterschriften). 

 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 
eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemein-
derat oder Ortsteilrat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines 

eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunter-

schriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilrats-
mitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf 
keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 

Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im 
Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen 
Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 

der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil 
der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 

Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 
Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-
men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 

der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-

schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-
lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-
te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 

ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-
schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-

schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-
vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-

waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 
 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 
 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 

 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohner-
meldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 (Ein-
gang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahlbe-

rechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 
 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 
oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-
zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-

raum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf An-
trag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem 

Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvor-
schlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 
Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 

hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 
die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. 

 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-
sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl 
sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine 

andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahl-
vorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Un-
terschriften können nicht zurückgenommen werden. 

 

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die 
erforderliche Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag 

ebenfalls vom Wahlleiter der Gemeinde mit einer Liste zur Leistung 
der noch erforderlichen Unterschriften [Anlage 7a zur ThürKWO] 
verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschla-

ges ausgelegt. Die Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 
 

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 
werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 

eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-
Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen. Einge-

reichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 
18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-
ten des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-

ner des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Ein-
zelbewerbers zurückgenommen werden. 

 

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen 

Bewerber durchgeführt. 
 

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 

Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
oder die Einzelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu be-
seitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens 22. April 

2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 23. April 2024 tritt der Wahl-
ausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die einge-
reichten Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunalwahl-

gesetz und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten Anfor-
derungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. Stirbt ein 
Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der Zulassung des 

Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt. 
 

7. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-
längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 

Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 
gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-
einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 

2 ThürKWG). 
 

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-
schlechter. 

 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 
Wahlleiter 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder 
des Ortsteils Arnsgrün-Bernsgrün-Pöllwitz 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Arnsgrün-Bernsgrün-Pöllwitz 
der Gemeinde Zeulenroda-Triebes sind am 26. Mai 2024 acht 
Ortsteilratsmitglieder zu wählen. 

 

 Wählbar für das Amt eines Ortsteilratsmitglieds sind Wahlberech- 
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 tigte, die am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben § 
12 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG). Die Wahlberech-

tigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deut-
sche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberechtigt, 

wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 
ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt im 
Ortsteil Arnsgrün-Bernsgrün-Pöllwitz der Gemeinde Zeulenroda-

Triebes haben; der Aufenthalt im Ortsteil der Gemeinde wird ver-
mutet, wenn die Person im Ortsteil der Gemeinde gemeldet ist. Bei 
mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melde-

rechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).  
 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-
publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-

en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 
Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-
land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 

Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 
Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-

publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 

 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 

sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG). 

 

1.1 Für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder können Wahlvorschläge von 
Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von 
Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen wird hiermit aufgefordert: 
 

 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvor-
schlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens sechszehn 
Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge 

unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens sowie ihres Ge-
burtsdatums, ihres Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag 
aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag auf-

gestellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich ertei-
len. Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbe-
zeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; 

dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt wer-
den, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge 
erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen 

sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. 
Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von mindestens 
zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvor-

schlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-
schuss die Unterzeichnung für ungültig. 

 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 
zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 
wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 

zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 
auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-

munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-
tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-

gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-
ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-
che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 

gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt 
werden. 

 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 
Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten: 

 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der 

Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 
Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 

ihrer Anschrift. 
 

 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
 

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 
zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem ande-

ren Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie 
ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 

 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 
ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 

oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 
 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 
zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 
Satz 2 ThürKWG. 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Be-
werber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versamm-

lung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den 
wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 

Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 

Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahl-

berechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten 
Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten 
Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in gehei-

mer Abstimmung gewählt werden. 
 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber 
und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und 

Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 
Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei ha-
ben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Ver-

sammlung gegenüber dem Gemeindewahlleiter an Eides statt zu 
versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in 
geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teil-

nehmer der Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war 
und dass den sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Ge-
legenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme 

einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt inso-
weit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetz-
buches (StGB). 

 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-

grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat der 

Gemeinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils 
Arnsgrün-Bernsgrün-Pöllwitz vertreten sind, müssen neben den 
Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag 

jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von vier-
mal so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie Ortsteil-
ratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt zweiundvierzig Unter-

schriften).  
 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 

eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinde-
rat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen 
Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberech-

tigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu 
tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal 
so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen 

sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat, Ortsteil-

rat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvor-
schlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der betei-
ligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-

vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 
Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in 

dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat 
vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 

Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-
men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 
der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 

ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-
schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-

lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-
te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 
ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-
schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-

schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-
schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-
vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-

waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 
 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 
 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 

 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohner-
meldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 (Ein-
gang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahlbe-

rechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 
 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 
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 oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter 
unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintra-

gungsraum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten 
auf Antrag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in die-
sem Fall dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person 

auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten 
Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintra-
gung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtig-

te Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versi-
chern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintra-
gungsscheins vorliegen. 

 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-
sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie 
Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere 

Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag 
für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 
können nicht zurückgenommen werden. 

 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbin-
dung). Sie muss spätestens am 22. April 2024, 18.00 Uhr, durch 

übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge 
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklä-
rung ist die schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeich-

ner der einzelnen beteiligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) beizufügen. 

 

5.  Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 

werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 
eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-

Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen.  
 

 Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 
bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauf-
tragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unter-

zeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. 
 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bin-
dung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht 

der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler 
hat in diesem Fall so viele Stimmen, wie Ortsteilratsmitglieder zu 
wählen sind. 

 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 

Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahl-
vorschläge müssen spätestens bis 22. April 2024 bis 18.00 Uhr 

behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Ände-
rungen der Wahlvorschläge insoweit zulässig, als sie infolge Weg-
falls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeits-

verlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt 
werden sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Be-
werber zu wählen. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der 

Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahl-
vorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das 
Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunal-

wahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. 

 

8.  Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-
längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 

Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 
gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-
einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 

2 ThürKWG). 
 

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-
schlechter. 

 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 
Wahlleiter 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder 
des Ortsteils Dörtendorf 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Dörtendorf der Gemeinde 
Zeulenroda-Triebes sind am 26. Mai 2024 vier Ortsteilratsmitglie-

der zu wählen. 
 

 Wählbar für das Amt eines Ortsteilratsmitglieds sind Wahlberech-
tigte, die am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben § 
12 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG). Die Wahlberech-

tigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deut-
sche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberechtigt, 

wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 
ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt im 

Ortsteil Dörtendorf der Gemeinde Zeulenroda-Triebes haben; der 
Aufenthalt im Ortsteil der Gemeinde wird vermutet, wenn die Per-
son im Ortsteil der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Woh-

nungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßge-
bend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).  

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-

publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-
en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 
Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-

land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 

Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 

 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 

die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 
sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG). 

 

1.1 Für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder können Wahlvorschläge von 

Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von 
Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen wird hiermit aufgefordert: 

 

 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvor-

schlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens acht  Bewer-
ber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter 
Angabe ihres Nachnamens und Vornamens sowie ihres Geburts-

datums, ihres Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzu-
führen. Jeder Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufge-
stellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. 

Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem 
Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, 

wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge er-
forderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen 
sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. 

Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von mindestens 
zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvor-
schlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-

zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-
schuss die Unterzeichnung für ungültig. 

 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 
zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 

wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 
zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 

auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-
munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-

tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-
gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-

ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-
che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt 

werden. 
 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 
Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten: 

 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der 

Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 
Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Anschrift. 

 

 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
 

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 
zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem ande-
ren Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie 

ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 
 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 
ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 
oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 

 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 
zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 
Satz 2 ThürKWG. 

 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Be-
werber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versamm-

lung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den 
wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 
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Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-

messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 

auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahl-
berechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten 
Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten 

Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in gehei-
mer Abstimmung gewählt werden. 

 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber 

und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und 
Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 
Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei ha-

ben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Ver-
sammlung gegenüber dem Gemeindewahlleiter an Eides statt zu 
versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in 

geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teil-
nehmer der Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war 
und dass den sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Ge-

legenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt inso-

weit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetz-
buches (StGB). 

 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-
grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 

Kreistag des Landkreises Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils 
Dörtendorf vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von 

zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen 
Wahlberechtigten unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglieder zu 

wählen sind (insgesamt sechsundzwanzig Unterschriften).  
 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 

eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinde-
rat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen 
Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberech-

tigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu 
tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal 
so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen 

sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat, Ortsteil-

rat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvor-
schlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der betei-
ligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-

vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 
Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in 

dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat 
vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 

Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-
men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 
der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 

ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-
schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-

lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-
te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 
ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-

schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-
schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-

vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-
waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 

 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 
 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 

 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohner-
meldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 (Ein-
gang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahlbe-

rechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 
 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 
oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-

zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-
raum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf An-
trag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 

dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem 
Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvor-

schlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 
Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 

hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 
die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. 

 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-
sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie 
Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere 

Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag 
für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 
können nicht zurückgenommen werden. 

 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbin-
dung). Sie muss spätestens am 22. April 2024, 18.00 Uhr, durch 

übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge 
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklä-
rung ist die schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeich-

ner der einzelnen beteiligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) beizufügen. 

 

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 

werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 
eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-

Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen.  
 

 Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 
bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauf-
tragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unter-

zeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. 
 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bin-
dung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht 

der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler 
hat in diesem Fall so viele Stimmen, wie Ortsteilratsmitglieder zu 
wählen sind. 

 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 

Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahl-
vorschläge müssen spätestens bis 22. April 2024 bis 18.00 Uhr 

behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Ände-
rungen der Wahlvorschläge insoweit zulässig, als sie infolge Weg-
falls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeits-

verlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt 
werden sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Be-
werber zu wählen. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der 

Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahl-
vorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das 
Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunal-

wahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. 

 

8.  Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-
längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 

Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 
gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-
einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 

2 ThürKWG). 
 

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-
schlechter. 

 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 
Wahlleiter 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder 
des Ortsteils Mehla 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Mehla der Gemeinde Zeulen-

roda-Triebes sind am 26. Mai 2024 vier Ortsteilratsmitglieder zu 
wählen. 

 

 Wählbar für das Amt eines Ortsteilratsmitglieds sind Wahlberech-
tigte, die am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben § 

12 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG). Die Wahlberech-
tigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deut-
sche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen 

Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberechtigt, 
wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 
ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt im 

Ortsteil Mehla der Gemeinde Zeulenroda-Triebes haben; der Auf-
enthalt im Ortsteil der Gemeinde wird vermutet, wenn die Person 
im Ortsteil der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen 
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ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 
Abs. 1, § 12 ThürKWG).  

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-
publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-
en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 

Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-
land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 

Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 
Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 

Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 
 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 
sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 

Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG). 
 

1.1 Für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder können Wahlvorschläge von 
Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von 
Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen wird hiermit aufgefordert: 
 

 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvor-
schlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens acht Bewer-
ber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter 

Angabe ihres Nachnamens und Vornamens sowie ihres Geburts-
datums, ihres Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzu-
führen. Jeder Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufge-

stellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. 
Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem 

Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, 
wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge er-
forderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen 

sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. 
Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von mindestens 
zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvor-

schlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-
schuss die Unterzeichnung für ungültig. 

 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 

zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 
wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 

zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 
auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-

munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-
tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-

gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-
ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-
che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 

gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt 
werden. 

 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 
Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten: 

 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der 
Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 

 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 
Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 

ihrer Anschrift. 
 

 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
 

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 
zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem ande-

ren Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie 
ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 

 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 
ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 

oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 
 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 
zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 

Satz 2 ThürKWG. 
 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Be-

werber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versamm-
lung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den 
wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Ab-

stimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 
Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-

messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 

auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahl-
berechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten 

Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten 
Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in gehei-
mer Abstimmung gewählt werden. 

 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber 
und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und 
Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 

Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei ha-
ben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Ver-
sammlung gegenüber dem Gemeindewahlleiter an Eides statt zu 

versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in 
geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teil-
nehmer der Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war 

und dass den sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Ge-
legenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme 

einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt inso-
weit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetz-
buches (StGB). 

 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-
grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 

Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils 

Mehla vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wäh-
lergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlbe-

rechtigten unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen 
sind (insgesamt sechsundzwanzig Unterschriften).  

 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 
eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinde-
rat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen 

Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberech-
tigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu 
tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal 

so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen 
sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 

seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat, Ortsteil-
rat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvor-
schlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der betei-

ligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-
vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 

Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in 
dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat 
vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 
Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-
men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 

der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-

schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-
lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-
te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 

ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-
schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-

schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-
vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-
waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 

 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 

 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 
 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohner-
meldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 (Ein-

gang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahlbe-
rechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 

 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 

oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-
zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-
raum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf An-

trag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem 
Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvor-

schlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 
Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 

die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. 
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 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-
sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie 

Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere 
Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag 
für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 

können nicht zurückgenommen werden. 
 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbin-
dung). Sie muss spätestens am 22. April 2024, 18.00 Uhr, durch 
übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge 

gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklä-
rung ist die schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeich-
ner der einzelnen beteiligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 

ThürKWG) beizufügen. 
 

5.  Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 
werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 

eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-
Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen.  

 

 Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 

bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauf-
tragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unter-
zeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. 

 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-

reicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bin-
dung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht 
der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler 

hat in diesem Fall so viele Stimmen, wie Ortsteilratsmitglieder zu 
wählen sind. 

 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahl-

vorschläge müssen spätestens bis 22. April 2024 bis 18.00 Uhr 
behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Ände-
rungen der Wahlvorschläge insoweit zulässig, als sie infolge Weg-

falls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeits-
verlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt 
werden sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Be-

werber zu wählen. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der 
Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahl-
vorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das 

Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunal-
wahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. 

 

8.  Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 

Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-
längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 
Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 

gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-
einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 
2 ThürKWG). 

 

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-

schlechter. 
 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 

Wahlleiter 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder 
des Ortsteils Merkendorf 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Merkendorf der Gemeinde 
Zeulenroda-Triebes sind am 26. Mai 2024 vier Ortsteilratsmitglie-
der zu wählen. 

 

 Wählbar für das Amt eines Ortsteilratsmitglieds sind Wahlberech-

tigte, die am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben § 
12 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG). Die Wahlberech-
tigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deut-

sche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberechtigt, 
wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 

ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt im 
Ortsteil Merkendorf der Gemeinde Zeulenroda-Triebes haben; der 
Aufenthalt im Ortsteil der Gemeinde wird vermutet, wenn die Per-

son im Ortsteil der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Woh-
nungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßge-
bend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).  

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-

publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-
en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 
Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-

land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 

Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 
Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 

Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 
 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 

sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG). 

 

1.1 Für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder können Wahlvorschläge von 
Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von 
Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen wird hiermit aufgefordert: 
 

 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvor-
schlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens acht Bewer-

ber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter 
Angabe ihres Nachnamens und Vornamens sowie ihres Geburts-
datums, ihres Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzu-

führen. Jeder Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufge-
stellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. 
Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeich-

nung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem 
Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, 
wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge er-

forderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen 
sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. 
Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von mindestens 

zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvor-
schlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-

schuss die Unterzeichnung für ungültig. 
 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 
zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 
wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 

der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 
zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 
auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 

des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-
munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-
tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 

verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-
gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-
ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-

che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt 
werden. 

 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 

Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten: 
 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der 
Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 

 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 

Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Anschrift. 

 

 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
 

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 

zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem ande-
ren Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie 
ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 

 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 

ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 
oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 

 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 
zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 

Satz 2 ThürKWG. 
 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Be-
werber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versamm-
lung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den 

wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 
Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-

genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-

ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahl-
berechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten 

Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten 
Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in gehei-
mer Abstimmung gewählt werden. 

 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber 
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 und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und 
Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 

Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei ha-
ben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Ver-
sammlung gegenüber dem Gemeindewahlleiter an Eides statt zu 

versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in 
geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teil-
nehmer der Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war 

und dass den sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Ge-
legenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme 

einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt inso-
weit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetz-
buches (StGB). 

 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-
grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 

Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils 

Merkendorf vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen 

Wahlberechtigten unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglieder zu 
wählen sind (insgesamt sechsundzwanzig Unterschriften).  

 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 

eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinde-
rat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen 
Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberech-

tigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu 
tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal 
so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen 

sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat, Ortsteil-

rat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvor-
schlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der betei-
ligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-

vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 
Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in 

dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat 
vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 
Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-
men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 

der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-

schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-
lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-
te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 

ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-
schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-

schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-
vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-
waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 

 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 
 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 
 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohner-

meldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 (Ein-
gang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahlbe-
rechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 

 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 

oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-
zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-
raum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf An-

trag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem 
Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvor-

schlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 
Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 

die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. 

 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-

sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie 
Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere 
Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag 

für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 
können nicht zurückgenommen werden. 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbin-
dung). Sie muss spätestens am 22. April 2024, 18.00 Uhr, durch 

übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge 
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklä-
rung ist die schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeich-

ner der einzelnen beteiligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) beizufügen. 

 

5.  Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 

werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 
eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-

Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen.  
 

 Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 
bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauf-
tragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unter-

zeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. 
 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bin-
dung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht 

der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler 
hat in diesem Fall so viele Stimmen, wie Ortsteilratsmitglieder zu 
wählen sind. 

 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 

Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahl-
vorschläge müssen spätestens bis 22. April 2024 bis 18.00 Uhr 

behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Ände-
rungen der Wahlvorschläge insoweit zulässig, als sie infolge Weg-
falls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeits-

verlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt 
werden sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Be-
werber zu wählen. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der 

Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahl-
vorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das 
Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunal-

wahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. 

 

8.  Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-
längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 

Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 
gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-
einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 

2 ThürKWG). 
 

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-
schlechter. 

 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 
Wahlleiter 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder 
des Ortsteils Niederböhmersdorf 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Niederböhmersdorf der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes sind am 26. Mai 2024 vier Ortsteil-
ratsmitglieder zu wählen. 

 

 Wählbar für das Amt eines Ortsteilratsmitglieds sind Wahlberech-

tigte, die am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben § 
12 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG). Die Wahlberech-
tigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deut-

sche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberechtigt, 
wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 

ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt im 
Ortsteil Niederböhmersdorf der Gemeinde Zeulenroda-Triebes ha-
ben; der Aufenthalt im Ortsteil der Gemeinde wird vermutet, wenn 

die Person im Ortsteil der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren 
Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts 
maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).  

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-

publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-
en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 
Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-

land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 

Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 
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 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 

sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG). 

 

1.1 Für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder können Wahlvorschläge von 

Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von 
Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen wird hiermit aufgefordert: 

 

 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvor-
schlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens acht Bewer-
ber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter 

Angabe ihres Nachnamens und Vornamens sowie ihres Geburts-
datums, ihres Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzu-
führen. Jeder Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufge-

stellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. 
Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem 

Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, 
wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge er-
forderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen 
sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. 

Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von mindestens 
zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvor-
schlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-

zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-
schuss die Unterzeichnung für ungültig. 

 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 

zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 
wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 

zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 
auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-

munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-
tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-

gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-
ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-
che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 

gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt 
werden. 

 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 

Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten: 
 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der 
Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 

 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 

Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Anschrift. 

 

 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
 

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 

zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem ande-
ren Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie 
ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 

 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 

ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 
oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 

 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 
zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 

Satz 2 ThürKWG. 
 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Be-
werber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versamm-

lung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den 
wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 

Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 

Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahl-

berechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten 
Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten 
Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in gehei-

mer Abstimmung gewählt werden. 
 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber 
und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und 

Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 
Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei ha-
ben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Ver-

sammlung gegenüber dem Gemeindewahlleiter an Eides statt zu 
versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in 

geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teil-
nehmer der Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war 

und dass den sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Ge-
legenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme 

einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt inso-
weit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetz-
buches (StGB). 

 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-

grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat der 

Gemeinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils 
Niederböhmersdorf vertreten sind, müssen neben den Unterschrif-
ten von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei 

oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen 
Wahlberechtigten unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglieder zu 
wählen sind (insgesamt sechsundzwanzig Unterschriften).  

 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 
eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinde-

rat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen 
Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberech-
tigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu 

tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal 
so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen 
sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 

Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat, Ortsteil-
rat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvor-

schlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der betei-
ligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-
vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der 

Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 
Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in 
dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat 

vertreten ist. 
 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 

Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-
men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 
der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 

ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-
schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-

lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-
te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 
ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-

schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-
schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-

vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-
waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 

 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 
 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 

 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohner-
meldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 (Ein-

gang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahlbe-
rechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 

 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 
oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-

zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-
raum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf An-
trag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 

dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem 
Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvor-
schlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 

Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 
die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 

vorliegen. 
 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-
sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie 
Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere 

Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag 
für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 
können nicht zurückgenommen werden. 

 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbin-
dung). Sie muss spätestens am 22. April 2024, 18.00 Uhr, durch 

übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge 
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklä-
rung ist die schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeich-
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ner der einzelnen beteiligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) beizufügen. 

 

5.  Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 

der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 
werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 
eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 

Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-
Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen.  

 

 Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 
bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauf-

tragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unter-
zeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. 

 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bin-

dung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht 
der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler 
hat in diesem Fall so viele Stimmen, wie Ortsteilratsmitglieder zu 

wählen sind. 
 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahl-

vorschläge müssen spätestens bis 22. April 2024 bis 18.00 Uhr 
behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Ände-
rungen der Wahlvorschläge insoweit zulässig, als sie infolge Weg-

falls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeits-
verlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt 
werden sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Be-

werber zu wählen. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der 
Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahl-
vorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das 

Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunal-
wahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. 

 

8.  Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-

längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 
Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 
gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-

einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 
2 ThürKWG). 

 

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-
schlechter. 

 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 

Wahlleiter 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder 
des Ortsteils Silberfeld 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Silberfeld der Gemeinde 

Zeulenroda-Triebes sind am 26. Mai 2024 vier Ortsteilratsmitglie-
der zu wählen. 

 

 Wählbar für das Amt eines Ortsteilratsmitglieds sind Wahlberech-

tigte, die am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben § 
12 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG). Die Wahlberech-
tigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deut-

sche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberechtigt, 
wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 

ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt im 
Ortsteil Silberfeld der Gemeinde Zeulenroda-Triebes haben; der 
Aufenthalt im Ortsteil der Gemeinde wird vermutet, wenn die Per-

son im Ortsteil der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Woh-
nungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßge-
bend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).  

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-

publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-
en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 
Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-

land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 

Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 

 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 

die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 
sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG). 

1.1 Für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder können Wahlvorschläge von 
Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von 

Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen wird hiermit aufgefordert: 

 

 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvor-

schlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens acht Bewer-
ber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter 
Angabe ihres Nachnamens und Vornamens sowie ihres Geburts-

datums, ihres Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzu-
führen. Jeder Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufge-
stellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. 

Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem 
Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, 

wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge er-
forderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen 
sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. 

Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von mindestens 
zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvor-
schlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-

zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-
schuss die Unterzeichnung für ungültig. 

 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 
zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 

wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 
zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 

auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-
munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-

tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-
gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-

ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-
che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt 

werden. 
 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 

Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten: 
 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der 
Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 

 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 

Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Anschrift. 

 

 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
 

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 
zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem ande-

ren Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie 
ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 

 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 

ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 
oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 

 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 
zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 

Satz 2 ThürKWG. 
 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Be-

werber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versamm-
lung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den 
wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Ab-

stimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 
Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-

messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 

auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahl-
berechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten 
Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten 

Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in gehei-
mer Abstimmung gewählt werden. 

 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber 
und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und 

Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 
Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei ha-
ben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Ver-

sammlung gegenüber dem Gemeindewahlleiter an Eides statt zu 
versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in 
geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teil-

nehmer der Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war 
und dass den sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Ge-
legenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
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angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt inso-

weit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetz-
buches (StGB). 

 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-
grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 

Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils Sil-

berfeld vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wäh-
lergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlbe-

rechtigten unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen 
sind (insgesamt sechsundzwanzig Unterschriften).  

 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 

eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinde-
rat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen 
Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberech-

tigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu 
tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal 
so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen 

sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat, Ortsteil-

rat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvor-
schlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der betei-
ligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-

vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 
Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in 

dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat 
vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 

Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-
men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 
der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 

ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-

zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-
schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-
lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-

te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 
ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-
schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-

schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-
vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-
waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 

 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 
 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 
 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohner-

meldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 (Ein-
gang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahlbe-
rechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 

 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 
oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-
zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-
raum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf An-

trag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem 
Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvor-

schlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 
Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 

die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. 

 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-

sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie 
Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere 
Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag 

für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 
können nicht zurückgenommen werden. 

 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbin-

dung). Sie muss spätestens am 22. April 2024, 18.00 Uhr, durch 
übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge 
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklä-

rung ist die schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeich-
ner der einzelnen beteiligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) beizufügen. 

 

5.  Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 

werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 
eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 

Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-
Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen.  

 

 Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 

bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauf-
tragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unter-
zeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. 

 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bin-

dung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht 
der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler 
hat in diesem Fall so viele Stimmen, wie Ortsteilratsmitglieder zu 

wählen sind. 
 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahl-

vorschläge müssen spätestens bis 22. April 2024 bis 18.00 Uhr 
behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Ände-
rungen der Wahlvorschläge insoweit zulässig, als sie infolge Weg-

falls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeits-
verlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt 
werden sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Be-

werber zu wählen. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der 
Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahl-
vorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das 

Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunal-
wahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. 

 

8.  Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 

Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-
längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 
Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 

gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-
einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 
2 ThürKWG). 

 

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-
schlechter. 

 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 

Wahlleiter 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder 
des Ortsteils Triebes 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Triebes der Gemeinde Zeu-
lenroda-Triebes sind am 26. Mai 2024 zehn Ortsteilratsmitglieder 
zu wählen. 

 

 Wählbar für das Amt eines Ortsteilratsmitglieds sind Wahlberech-

tigte, die am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben § 
12 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG). Die Wahlberech-
tigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deut-

sche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberechtigt, 
wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 

ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt im 
Ortsteil Triebes der Gemeinde Zeulenroda-Triebes haben; der 
Aufenthalt im Ortsteil der Gemeinde wird vermutet, wenn die Per-

son im Ortsteil der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Woh-
nungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßge-
bend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).  

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-

publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-
en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 
Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-

land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 

Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-
publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 

 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 
sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 

Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG). 
 

1.1 Für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder können Wahlvorschläge von 

Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von 
Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen wird hiermit aufgefordert: 
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 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvor-
schlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens zwanzig Be-

werber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge 
unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens sowie ihres Ge-
burtsdatums, ihres Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag 

aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag auf-
gestellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich ertei-
len. Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbe-

zeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; 
dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt wer-
den, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge 

erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen 
sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. 
Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von mindestens 

zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvor-
schlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-

schuss die Unterzeichnung für ungültig. 
 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 
zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 

wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 
zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 

auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-
munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-
tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 

verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-
gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-
ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-

che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt 
werden. 

 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 

Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten: 
 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der 
Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 

 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 

Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Anschrift. 

 

 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
 

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 
zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem ande-
ren Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie 

ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 
 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 
ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 

oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 
 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 
zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 
Satz 2 ThürKWG. 

 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Be-
werber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versamm-

lung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den 
wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 

Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 

Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahl-

berechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten 
Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten 
Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in gehei-

mer Abstimmung gewählt werden. 
 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber 
und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und 
Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 

Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei ha-
ben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Ver-
sammlung gegenüber dem Gemeindewahlleiter an Eides statt zu 

versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in 
geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teil-
nehmer der Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war 

und dass den sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Ge-
legenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme 

einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt inso-
weit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetz-
buches (StGB). 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-
grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 

Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils 

Triebes vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wäh-
lergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlbe-

rechtigten unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen 
sind (insgesamt fünfzig Unterschriften).  

 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 

eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinde-
rat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen 
Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberech-

tigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu 
tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal 
so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen 

sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat, Ortsteil-

rat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvor-
schlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der betei-
ligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-

vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 
Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in 

dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat 
vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 

Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-
men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 
der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 

ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-

zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-
schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-
lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-

te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 
ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-
schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-

schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-
schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-
vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-

waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 
 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 
 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 
 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohner-

meldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 (Ein-
gang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahlbe-
rechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 

 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 

oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-
zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-
raum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf An-

trag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem 
Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvor-

schlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 
Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 

die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. 

 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-
sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie 

Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere 
Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag 
für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 

können nicht zurückgenommen werden. 
 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbin-
dung). Sie muss spätestens am 22. April 2024, 18.00 Uhr, durch 

übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge 
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklä-
rung ist die schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeich-

ner der einzelnen beteiligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) beizufügen. 

 

5.  Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 

der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 
werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 
eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 

Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-
Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen.  
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 Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 
bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauf-

tragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unter-
zeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. 

 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bin-

dung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht 
der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler 
hat in diesem Fall so viele Stimmen, wie Ortsteilratsmitglieder zu 

wählen sind. 
 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahl-

vorschläge müssen spätestens bis 22. April 2024 bis 18.00 Uhr 
behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Ände-
rungen der Wahlvorschläge insoweit zulässig, als sie infolge Weg-

falls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeits-
verlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt 
werden sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Be-

werber zu wählen. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der 
Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahl-
vorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das 

Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunal-
wahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. 

 

8.  Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-

längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 
Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 
gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-

einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 
2 ThürKWG). 

 

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-
schlechter. 

 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 

Wahlleiter 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Zeulenroda-Triebes 

 

Wahlaufruf für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder 
des Ortsteils Zadelsdorf 

der Stadt Zeulenroda-Triebes am 26. Mai 2024 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Zadelsdorf der Gemeinde 
Zeulenroda-Triebes sind am 26. Mai 2024 vier Ortsteilratsmitglie-

der zu wählen. 
 

 Wählbar für das Amt eines Ortsteilratsmitglieds sind Wahlberech-
tigte, die am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben § 

12 Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG). Die Wahlberech-
tigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deut-
sche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen 

Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberechtigt, 
wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 
ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt im 

Ortsteil Zadelsdorf der Gemeinde Zeulenroda-Triebes haben; der 
Aufenthalt im Ortsteil der Gemeinde wird vermutet, wenn die Per-
son im Ortsteil der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Woh-

nungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßge-
bend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).  

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-
publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-

en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 
Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-
land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 

Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 
Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-

publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 

 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 

sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG). 

 

1.1 Für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder können Wahlvorschläge von 
Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von 

Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen wird hiermit aufgefordert: 

 

 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvor-
schlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens acht Bewer-

ber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter 
Angabe ihres Nachnamens und Vornamens sowie ihres Geburts-
datums, ihres Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzu-

führen. Jeder Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufge-
stellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. 

Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem 
Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, 

wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge er-
forderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen 
sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. 

Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von mindestens 
zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvor-
schlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-

zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-
schuss die Unterzeichnung für ungültig. 

 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 

zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 
wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 

zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 
auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-

munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-
tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-

gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-
ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-
che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt 

werden. 
 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 
Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten: 

 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der 
Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 

 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 

Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Anschrift. 

 

 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
 

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 

zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem ande-
ren Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie 
ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 

 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 

ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 
oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 

 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 
zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 

Satz 2 ThürKWG. 
 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Be-

werber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versamm-
lung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den 
wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Ab-

stimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 
Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-

messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 

auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahl-
berechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten 
Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten 

Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in gehei-
mer Abstimmung gewählt werden. 

 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber 

und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und 
Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 
Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei ha-

ben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Ver-
sammlung gegenüber dem Gemeindewahlleiter an Eides statt zu 
versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in 
geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teil-

nehmer der Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war 
und dass den sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Ge-
legenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 

angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt inso-
weit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetz-

buches (StGB). 
 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-
grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 

Kreistag des Landkreises Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes oder im Ortsteilrat des Ortsteils 
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Zadelsdorf vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 

Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen 
Wahlberechtigten unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglieder zu 
wählen sind (insgesamt sechsundzwanzig Unterschriften).  

 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 
eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinde-
rat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen 

Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberech-
tigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu 
tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal 

so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen 
sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 

seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat, Ortsteil-
rat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvor-
schlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der betei-

ligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-
vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 

Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in 
dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat/Stadtrat oder Ortsteilrat 
vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 
Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-
men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 

der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvor-
schlags in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung Zeu-

lenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Lis-
te unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und 
ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unter-

schrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-
schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahl-

vorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindever-
waltung Zeulenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 

 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 
 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 

 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbü-
ro/Einwohnermeldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopper-
straße 1-5 (Eingang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes 

für Wahlberechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 
 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 
oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-

zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-
raum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf An-
trag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 

dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem 
Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvor-
schlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 

Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 
die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 

vorliegen. 
 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-
sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie 
Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere 

Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag 
für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 
können nicht zurückgenommen werden. 

 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbin-

dung). Sie muss spätestens am 22. April 2024, 18.00 Uhr, durch 
übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge 
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklä-

rung ist die schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeich-
ner der einzelnen beteiligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) beizufügen. 

 

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 

werden. Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr 
eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Gemeindeverwaltung Zeulenroda-

Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen.  
 

 Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 
bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauf-

tragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unter-
zeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. 

 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge- 

 reicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne 
Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das 

Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der 
Wähler hat in diesem Fall so viele Stimmen, wie Ortsteilratsmit-
glieder zu wählen sind. 

 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 

Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahl-
vorschläge müssen spätestens bis 22. April 2024 bis 18.00 Uhr 

behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Ände-
rungen der Wahlvorschläge insoweit zulässig, als sie infolge Weg-
falls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeits-

verlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt 
werden sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Be-
werber zu wählen. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der 

Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahl-
vorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das 
Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunal-

wahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. 

 

8. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-

längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 
Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 
gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-

einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 
2 ThürKWG). 

 

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-
schlechter. 

 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 
Wahlleiter 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

über die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes für die Wahl der Ortsteilräte 
der Ortsteile mit Ortsteilverfassung Arnsgrün-Bernsgrün-
Pöllwitz, Dörtendorf, Mehla, Merkendorf, Niederböhmers-
dorf, Silberfeld, Triebes und Zadelsdorf der Stadt Zeulen-

roda-Triebes am 26. Mai  2024 
 

I. 
 

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses findet am 
 

Dienstag, dem 23. April 2024, 19:00 Uhr (jedoch frühestens 
nach Beendigung der 1. Sitzung des Wahlausschusses für 
die Thüringer Kommunalwahl 2024) im Rathaus, Zimmer 20 

(Rathaussaal), Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes 
 

mit nachfolgender Tagesordnung statt. 
 

Tagesordnung: 
 

1. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl der Ortsteil-
räte des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Arnsgrün-Bernsgrün-

Pöllwitz der Stadt Zeulenroda-Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 
und Beschlussfassung über deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 4 
Abs. 6, § 17 Abs. 4 Thüringer Kommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 Abs. 

3 und § 22 Thüringer Kommunalwahlordnung). 
 

2. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl der Ortsteil-
räte des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Dörtendorf der Stadt Zeu-
lenroda-Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 und Beschlussfassung 

über deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 4 Abs. 6, § 17 Abs. 4 
Thüringer Kommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 Abs. 3 und § 22 Thürin-
ger Kommunalwahlordnung). 

 

3. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl der Ortsteil-
räte des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Mehla der Stadt Zeulenro-

da-Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 und Beschlussfassung über 
deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 4 Abs. 6, § 17 Abs. 4 Thürin-
ger Kommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 Abs. 3 und § 22 Thüringer 

Kommunalwahlordnung). 
 

4. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl der Ortsteil-
räte des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Merkendorf der Stadt Zeu-
lenroda-Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 und Beschlussfassung 

über deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 4 Abs. 6, § 17 Abs. 4 
Thüringer Kommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 Abs. 3 und § 22 Thürin-
ger Kommunalwahlordnung). 

 

5. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl der Ortsteil-

räte des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Niederböhmersdorf der 
Stadt Zeulenroda-Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 und Beschluss-
fassung über deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 4 Abs. 6, § 17 

Abs. 4 Thüringer Kommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 Abs. 3 und § 22 
Thüringer Kommunalwahlordnung). 

 

6. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl der Ortsteil-
räte des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Silberfeld der Stadt Zeulen-
roda-Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 und Beschlussfassung über 
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deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 4 Abs. 6, § 17 Abs. 4 Thürin-
ger Kommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 Abs. 3 und § 22 Thüringer 

Kommunalwahlordnung). 
 

7. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl der Ortsteil-
räte des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Triebes der Stadt Zeulenro-
da-Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 und Beschlussfassung über 

deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 4 Abs. 6, § 17 Abs. 4 Thürin-
ger Kommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 Abs. 3 und § 22 Thüringer 
Kommunalwahlordnung). 

 

8. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl der Ortsteil-

räte des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Zadelsdorf der Stadt Zeu-
lenroda-Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 und Beschlussfassung 
über deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 4 Abs. 6, § 17 Abs. 4 

Thüringer Kommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 Abs. 3 und § 22 Thürin-
ger Kommunalwahlordnung). 

 

9. Anfragen und Auskünfte 
 

Die Sitzung am 23. April 2024 ist öffentlich, der Zutritt zur Sitzung 
ist für jedermann frei. 
 

II. 
 

Sollte in dieser Sitzung ein Wahlvorschlag ganz oder teilweise für 

ungültig erklärt werden, kann der Wahlausschuss von Amts wegen und 
muss auf Einwendungen einer betroffenen Partei oder Wählergruppe, 
die bis Montag, 29. April 2024, 18:00 Uhr erhoben sein müssen, 

nochmals beschließen (§ 17 Abs. 4 Sätze 4, 5 Thüringer Kommunal-
wahlgesetz), und zwar in einer öffentlichen Sitzung am: 
 

Dienstag, dem 30. April 2024, 19:00 Uhr (jedoch frühestens nach 
Beendigung der Wiederholungssitzung des Wahlausschusses für 

die Thüringer Kommunalwahl 2024) im Rathaus, Zimmer 20 (Rat-
haussaal), Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes. 
 

Die Sitzung am 30. April 2024 ist öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist 
für jedermann frei. 
 

III. 
 

Hilft der Wahlausschuss Einwendungen nicht ab, so können Beschlüs-
se des Wahlausschusses nur im Wege der Wahlanfechtung und Wahl-
prüfung (§§ 31 und 32 Thüringer Kommunalwahlgesetz) nachgeprüft 

werden. 
 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 

Wahlleiter 
 

Öffentliche Bekanntmachung von Einwohnerzahlen 
 

I. 
 

Am 26. Mai 2024 findet in der Stadt Zeulenroda-Triebes die Wahl der 
Gemeinde(Stadt)ratsmitglieder statt. Gemäß § 23 Abs. 2 Thüringer 

Kommunalordnung (ThürKO) werden die Gemeinderatsmitglieder auf 
die Dauer von fünf Jahren gewählt. Die Zahl der zu wählenden Ge-
meinderatsmitglieder beträgt nach § 23 Abs. 3 ThürKO in Gemeinden 

mit 10.000 bis zu 20.000  Einwohnern  =  24. 
 

Der vom Thüringer Landesamt für Statistik letzte fortgeschriebene 
Stand der Bevölkerung (Gebietsstand vom 31.12.2022) hat für die 
Stadt Zeulenroda-Triebes 16.021 Einwohner betragen. 
 

II: 
 

Am 26. Mai 2024 finden in den Ortsteilen mit Ortsteilverfassung Arns-

grün-Bernsgrün-Pöllwitz, Dörtendorf, Mehla, Merkendorf, Niederböh-
mersdorf, Silberfeld, Triebes und Zadelsdorf der Stadt Zeulenroda-
Triebes die Wahl der Ortsteilratsmitglieder statt. Gemäß § 45 Abs. 3 

ThürKO wird der Ortsteilrat für die Dauer der gesetzlichen Amtszeit 
des Gemeinderats gebildet. Dieser besteht aus dem Ortsteilbürger-
meister und den weiteren Mitgliedern des Ortsteilrats. Die Zahl der 

weiteren Mitglieder des Ortsteilrats beträgt in Ortsteilen 
 

Mit      bis zu 500 Einwohnern  =   4 
 

mit mehr als 500  bis zu 1.000 Einwohnern =   6 
 

mit mehr als 1.000  bis zu 2.000 Einwohnern =   8 
 

mit mehr als 2.000  Einwohnern     = 10. 
 

Für die Einwohnerzahl der Ortsteile mit Ortsteilverfassung der Stadt 
Zeulenroda-Triebes wird der Stand zum 31.12.2022 zugrunde gelegt. 

Im Einzelnen: 
 

Ortsteil mit     Einwohnerzahl  Anzahl zu wählender 
Ortsteilverfassung   zum 31.12.2022 Ortsteilratsmitglieder 
 

Arnsgrün-Bernsgrün-Pöllwitz 1.506       8 
 

Dörtendorf         171       4 
 

Mehla          281       4 
 

Merkendorf         174       4 
 

Niederböhmersdorf       262       4 
 

Silberfeld           84       4 
 

Triebes       2.835     10 
 

Zadelsdorf         154       4 
 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Die Gemeindebehörde 

Wahlhelfer gesucht ! 
 

Am 26. Mai 2024 finden die Thüringer Kommunalwahlen (Land-
rat/Landrätin, Kreistag Landkreis Greiz, Stadtrat Zeulenroda-Triebes, 
Ortsteilbürgermeister in den Ortsteilen Arnsgrün-Bernsgrün-Pöllwitz, 

Dörtendorf, Mehla, Merkendorf, Niederböhmersdorf, Silberfeld, Trie-
bes, Zadelsdorf), die Europawahl am 09.06.2024 die Thüringer Land-
tagswahl am 01.09.2024 statt. Darüber erfolgen am 26. Mai 2024 die 

Wahlen der Ortsteilratsmitglieder in den Ortsteilen mit Ortsteilverfas-
sung der Stadt Zeulenroda-Triebes. Wie bei jeder Wahl besteht an 
diesen Tagen ein hoher Personalbedarf, um die ordnungsgemäße 

Durchführung der Wahlen sichern zu können. Aus diesem Grund bitte 
ich die Bürgerschaft der Stadt Zeulenroda-Triebes als ehrenamtliche 
Wahlhelfer mitzuwirken. Als Wahlhelfer kann mitarbeiten, wer wahlbe-

rechtigt ist. Wahlberechtigt sind u. a. alle Bürger, die am Tag der Wahl 
das 16. Lebensjahr vollendet haben. 
 

Für jedes der 22 Wahllokale in Zeulenroda-Triebes werden Wahlvor-

stände mit jeweils bis zu neun Personen gebildet. Möchten Sie uns 
durch Ihre Mithilfe an diesen Tagen unterstützen, füllen Sie bitte nach-
folgend abgedruckte Erklärung aus und senden diese an die Stadtver-

waltung Zeulenroda-Triebes, Wahlbüro, Markt 1, 07937 Zeulenroda-
Triebes, per Email an poststelle@zeulenroda-triebes.de oder per Fax 
an die Nummer: 036628/97395 zurück. Sie können auch über die 

Homepage www.zeulenroda-triebes.de, unter der Rubrik des Online 
Meldewesens eine Bewerbung als Wahlhelfer/-in online ausfüllen und 
digital uns übersenden. Alle Interessenten weise ich darauf hin, dass 

für die Berufung in die Wahlvorstände, die Verarbeitung persönlicher 
Daten erforderlich werden. Nähere Informationen zum Datenschutz 
entnehmen Sie bitte dem Merkblatt.  
 

Sollten Sie Fragen zu Einzelheiten haben, wenden Sie sich bitte an 

das Wahlbüro der Stadtverwaltung Zeulenroda-Triebes, Herr Reich, 
Telefon: 036628-48200 oder per Email an d.reich@zeulenroda-
triebes.de. 
 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Nils Hammerschmidt 
Bürgermeister 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

über die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der 
Gemeinde Zeulenroda-Triebes für die Thüringer Kommu-

nalwahl 2024 in der Gemeinde Zeulenroda-Triebes. 
 

Wahl des hauptamtlichen Bürgermeisters der Stadt 
Zeulenroda-Triebes, Wahl der Gemeinderatsmitglieder 

(Stadtratsmitglieder) der Stadt Zeulenroda-Triebes sowie 
der Ortsteilbürgermeister der Ortsteile mit Ortsteilverfas-
sung Arnsgrün-Bernsgrün-Pöllwitz, Dörtendorf, Mehla, 

Merkendorf, Niederböhmersdorf, Silberfeld, Triebes 
und Zadelsdorf der Stadt Zeulenroda-Triebes. 

 

I. 
 

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses findet am 
 

Dienstag, dem 23. April 2024, 17:00 Uhr im Rathaus, Zimmer 20 
(Rathaussaal), Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes 

 

mit nachfolgender Tagesordnung statt. 
 

Tagesordnung: 
 

  1. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl des haupt-

amtlichen Bürgermeisters der Stadt Zeulenroda-Triebes, Wahltag 
am 26. Mai 2024 und Beschlussfassung über deren Zulassung (§ 4 
Abs. 5 Ziffer 1, § 4 Abs. 6, § 17 Abs. 4 Thüringer Kommunalwahlge-

setz i. V. m. § 1 Abs. 3 und § 22 Thüringer Kommunalwahlordnung). 
 

  2. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl der Ge-
meinderatsmitglieder (Stadtratsmitglieder) der Stadt Zeulenroda-
Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 und Beschlussfassung über de-

ren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 4 Abs. 6, § 17 Abs. 4 Thürin-
ger Kommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 Abs. 3 und § 22 Thüringer 
Kommunalwahlordnung). 

 

  3. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl des Orts-
teilbürgermeisters des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Arnsgrün-
Bernsgrün-Pöllwitz der Stadt Zeulenroda-Triebes, Wahltag am 26. 

Mai 2024 und Beschlussfassung über deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 
Ziffer 1, § 4 Abs. 6, § 17 Abs. 4 Thüringer Kommunalwahlgesetz i. 
V. m. § 1 Abs. 3 und § 22 Thüringer Kommunalwahlordnung). 

 

  4. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl des Orts-

teilbürgermeisters des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Dörtendorf 
der Stadt Zeulenroda-Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 und Be-
schlussfassung über deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 4 Abs. 

6, § 17 Abs. 4 ThüringerKommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 Abs. 3 
und § 22 Thüringer Kommunalwahlordnung). 

 

  5. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl des Orts-
teilbürgermeisters des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Mehla der 

Stadt Zeulenroda-Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 und Be-
schlussfassung über deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 4 Abs. 
6, § 17 Abs. 4 Thüringer Kommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 Abs. 3 
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 und § 22 Thüringer Kommunalwahlordnung). 
 

  6. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl des Orts-

teilbürgermeisters des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Merkendorf 
der Stadt Zeulenroda-Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 und Be-
schlussfassung über deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 4 Abs. 

6, § 17 Abs. 4 Thüringer Kommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 Abs. 3 
und § 22 Thüringer Kommunalwahlordnung). 

 

  7. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl des Orts-
teilbürgermeisters des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Niederböh-

mersdorf der Stadt Zeulenroda-Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 
und Beschlussfassung über deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 
4 Abs. 6, § 17 Abs. 4 Thüringer Kommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 

Abs. 3 und § 22 Thüringer Kommunalwahlordnung). 
 

  8. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl des Orts-
teilbürgermeisters des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Silberfeld 
der Stadt Zeulenroda-Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 und Be-

schlussfassung über deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 4 Abs. 
6, § 17 Abs. 4 Thüringer Kommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 Abs. 3 
und § 22 Thüringer Kommunalwahlordnung). 

 

  9. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl des Orts-
teilbürgermeisters des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Triebes der 
Stadt Zeulenroda-Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 und Be-

schlussfassung über deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 4 Abs. 
6, § 17 Abs. 4 Thüringer Kommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 Abs. 3 
und § 22 Thüringer Kommunalwahlordnung). 

 

10. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl des Orts-

teilbürgermeisters des Ortsteils mit Ortsteilverfassung Zadelsdorf 
der Stadt Zeulenroda-Triebes, Wahltag am 26. Mai 2024 und Be-
schlussfassung über deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 Ziffer 1, § 4 Abs. 

6, § 17 Abs. 4 Thüringer Kommunalwahlgesetz i. V. m. § 1 Abs. 3 
und § 22 Thüringer Kommunalwahlordnung). 

 

11. Anfragen und Auskünfte. 
 

Die Sitzung am 23. April 2024 ist öffentlich, der Zutritt zur Sitzung 
ist für jedermann frei. 
 

II. 
 

Sollte in dieser Sitzung ein Wahlvorschlag ganz oder teilweise für 

ungültig erklärt werden, kann der Wahlausschuss von Amts wegen und 
muss auf Einwendungen einer betroffenen Partei oder Wählergruppe, 
die bis Montag, 29. April 2024, 18:00 Uhr erhoben sein müssen, 

nochmals beschließen (§ 17 Abs. 4 Sätze 4, 5 Thüringer Kommunal-
wahlgesetz), und zwar in einer öffentlichen Sitzung am: 
 

Dienstag, dem 30. April 2024, 17:00 Uhr im Rathaus, Zimmer 20 
(Rathaussaal), Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes. 
 

Die Sitzung am 30. April 2024 ist öffentlich, der Zutritt zur Sitzung 
ist für jedermann frei. 
 

III. 
 

Hilft der Wahlausschuss Einwendungen nicht ab, so können Beschlüs-
se des Wahlausschusses nur im Wege der Wahlanfechtung und Wahl-

prüfung (§§ 31 und 32 Thüringer Kommunalwahlgesetz) nachgeprüft 
werden. 
 

Zeulenroda-Triebes, d. 26.02.2024 
 

Dietmar Reich 
Wahlleiter 
 

Merkblatt zum Datenschutz 
für die Wahlhelfergewinnung 

 

Für die angegebenen personenbezogenen Daten gilt: 
 

1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, 
Wahlhelfer für die Besetzung der Wahlvorstände für die Thüringer 

Kommunalwahl am 26.05.2024/09.06.2024, die Europawahl am 
09.06.2024 sowie für die Thüringer Landtagswahl am 01.09.2024 
zu gewinnen. Die Besetzung der Wahlvorstände erfolgt auf Grund-

lage von § 5 Europawahlgesetz (EuWG), § 9 Thüringer Landes-
wahlgesetz (ThürLWG), § 5 Thüringer Kommunalwahlgesetz 
(ThürKWG). 

 

Auszüge aus dem EuWG, dem ThürLWG und dem ThürKWG: 
 

§ 4 EuWG - Geltung des Bundeswahlgesetzes 
 

 Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, gelten für 
die Wahl der Abgeordneten die Vorschriften der  Abschnitte 
zweibis sieben des Bundeswahlgesetzes über die Wahlorga-

ne, das Wahlrecht, die Vorbereitung der Wahl, die Wahlhandlung, 
die Feststellung des Wahlergebnisses und die Nach- und Wieder-
holungswahlen sowie die Vorschriften des § 49a des Bundeswahl-

gesetzes über Ordnungswidrigkeiten und die Vorschrift des § 54 
des Bundeswahlgesetzes über Fristen und Termine in der jeweils 
geltenden Fassung entsprechend. 

 

§ 9 Bundeswahlgesetz 
Bildung der Wahlorgane 

 (4) 1 Die Gemeindebehörden sind befugt, personenbezogene 
Daten von Wahlberechtigten zum Zweck ihrer Berufung zu Mitglie-
dern von Wahlvorständen zu erheben und zu verarbeiten. 2 Zu 

diesem Zweck dürfen personenbezogene Daten von Wahlberech-
tigten, die BWG zur Tätigkeit in Wahlvorständen geeignet sind, 

auch für künftige Wahlen verarbeitet werden, sofern der Betroffene 
der Verarbeitung nicht widersprochen hat. 3 Der Betroffene ist über 
das Widerspruchsrecht zu unterrichten. 4 Im Einzelnen dürfen fol-

gende Daten erhoben und verarbeitet werden: Name, Vorname, 
Geburtsdatum, Anschrift, Telefonnummern, Zahl der Berufungen 
zu einem Mitglied der Wahlvorstände und die dabei ausgeübte 

Funktion. 
 

§ 9 ThürLWG 
Wahlvorsteher, Wahlvorstände, 

Briefwahlvorsteher und Briefwahlvorstände 
 

 (3) Die Gemeinden sind befugt, personenbezogene Daten von 
Wahlberechtigten zum Zweck ihrer Berufung zu Mitgliedern von 
Wahlvorständen zu verarbeiten. Zu diesem Zweck dürfen perso-

nenbezogene Daten von Wahlberechtigten, die zur Tätigkeit in 
Wahlvorständen geeignet sind, auch für künftige Wahlen verarbei-
tet werden, sofern der Betroffene der Verarbeitung nicht wider-

sprochen hat. Der Betroffene ist über das Widerspruchsrecht zu 
unterrichten. Im Einzelnen dürfen folgende Daten verarbeitet wer-
den: Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, Telefonnummer, 

Zahl der Berufungen zu einem Mitglied der Wahlvorstände und die 
dabei ausgeübte Funktion. 

 

§ 5 ThürKWG 
Stimmbezirke, Wahlvorsteher, 

Wahlvorstand, Briefwahlvorstand 
 

 (4) Die Gemeinden sind befugt, personenbezogene Daten von 
Wahlberechtigten zum Zweck ihrer Berufung zu Mitgliedern von 
Wahlvorständen zu verarbeiten. Zu diesem Zweck dürfen perso-

nenbezogene Daten von Wahlberechtigten, die zur Tätigkeit in 
Wahlvorständen geeignet sind, bis zum Ablauf der Wahlperiode 
verarbeitet werden. Soweit der Wahlberechtigte seine Einwilligung 

erteilt, dürfen die personenbezogenen Daten auch für zukünftige 
Wahlen verarbeitet werden. Im Einzelnen dürfen folgende Daten 
verarbeitet werden: Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, Te-

lefonnummern, Zahl der Berufungen zum Mitglied eines Wahlvor-
stands und die dabei ausgeübte Funktion. 

 

2. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der 

Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 9 Absatz 
2 Buchstabe g Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 

Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 

314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.05.2018, S. 2) in Ver-
bindung mit den §§ 14, 16, 17, 18, 24 Abs. 1, 26 Abs. 1, 27 Abs. 3, 
28 Abs. 2, 36 ThürKWG und den §§ 18, 19, 21, 22 Thüringer 

Kommunalwahlordnung (ThürKWO). Die personenbezogenen Da-
ten werden auch für die Berufung als Mitglied eines Wahlvorstan-
des der Stadt Zeulenroda-Triebes verarbeitet, so Berufungsurkun-

de, Einladung zu Wahlschulungen, Einladung bei Rückfragen zum 
Wahlvorgang. Ferner werden Ihre personenbezogenen Daten in 
den Wahlniederschriften der Wahlvorstände verarbeitet. 

 

3. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereit-

zustellen. Ihre Zustimmungserklärung ist jedoch nur mit diesen 
Angaben gültig. 

 

4. Verantwortlich für die Verarbeitung der angegebenen personenbe-
zogenen Daten ist die Stadtverwaltung Zeulenroda-Triebes, Wahl-

behörde, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes.  
 

5. Empfänger der personenbezogenen Daten ist die Stadtverwaltung 

Zeulenroda-Triebes, Wahlbehörde sowie der Wahlleiter der Stadt 
Zeulenroda-Triebes für die Kommunalwahl 2024. Dieser ist erreich-
bar unter Stadtverwaltung Zeulenroda-Triebes, Markt 1, 07937 

Zeulenroda-Triebes, Email: Poststelle@zeulenroda-triebes.de. 
 

 Empfänger der personenbezogenen Daten können auch Behörden 
wie die zuständigen kommunalen Verwaltungsbehörden und 
Rechtsaufsichtsbehörden, das Thüringer Landesamt für Statistik 

(TLS), Gerichte oder sonstige amtliche Stellen sowie an dem Ver-
fahren Beteiligte sein, wenn dies zur Durchführung der Wahl oder 
eines Wahlanfechtungs- bzw. Wahlprüfungsverfahrens von Amts 

wegen erforderlich ist. 
 

 Die personenbezogenen Daten werden nicht öffentlich bekannt 
gemacht. 

 

6. Die Frist für die Speicherung der personenbezogenen Daten richtet 
sich nach § 49 ThürKWO: Ein Wahlvorschlag mit der Zustim-

mungserklärung ist nach Ablauf von sechs Monaten seit der Wahl 
zu vernichten. Wurde die Feststellung des Wahlergebnisses nach 
§ 31 Abs. 1 ThürKWG angefochten oder findet eine Wahlprüfung 

nach § 32 Abs. 2 ThürKWG statt, so sind die Wahlunterlagen bis 
zum unanfechtbaren Abschluss des jeweiligen Wahlprüfungsver-
fahrens zu verwahren. Können Wahlunterlagen für die Strafverfol-

gungsbehörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von Bedeutung 
sein, sind sie so lange wie nötig aufzubewahren. Ist auf einen 
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Wahlvorschlag mit Ihrer Zustimmungserklärung mindestens ein 
Sitz entfallen, ist der Wahlvorschlag einen Monat vor der nächsten 

Wahl zu vernichten. 
 

7. Nach Artikel 15 DSGVO können Sie von dem Verantwortlichen 

über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten Auskunft 
verlangen. 

 

8. Nach Artikel 16 DSGVO können Sie von dem Verantwortlichen die 
Berichtigung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen.  

 

9. Nach Artikel 17 DSGVO können Sie von dem Verantwortlichen die 
unverzügliche Löschung Ihrer personenbezogenen Daten verlan-

gen, soweit Ihre personenbezogenen Daten für die Zwecke, für die 
sie verarbeitet wurden nicht mehr notwendig sind und die Spei-
cherfrist abgelaufen ist, Ihre personenbezogenen Daten unrecht-

mäßig verarbeitet wurden oder der Verantwortliche zur Löschung 
verpflichtet ist. 

 

10. Nach Artikel 18 DSVO können Sie von dem Verantwortlichen statt 

der Löschung die Einschränkung der Verarbeitung verlangen, soweit 
Ihre personenbezogenen Daten für die Zwecke, für die sie verar-

beitet wurden nicht mehr notwendig sind oder Ihre personenbezo-
genen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. Sie können die 
Einschränkung der Verarbeitung auch dann verlangen, wenn Sie 

der Auffassung sind, dass Ihre personenbezogenen Daten unrich-
tig sind. 

 

11. Beschwerden können Sie an den Landesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit (Postanschrift: Der Lan-

desbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, 
Postfach 900455, 99107 Erfurt; E-Mail: poststel-
le@datenschutz.thueringen.de) oder gegebenenfalls an den Da-

tenschutzbeauftragten des jeweils für die Datenverarbeitung Ver-
antwortlichen (siehe oben Nummer 3) richten. 

 

12. Sie können diese Informationen auch auf der Homepage des TLS 
unter http://www.wahlen.thueringen.de/kommunalwahlen/kw_infor-

mationen.asp einsehen. 
 
 

                                                                                     
 

 
 
 

                                                                                     
 

ENDE  AMTLICHER  TEIL 
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Amtsblatt der Stadt Zeulenroda-Triebes und der Gemeinde Weißendorf                        Nr. 3/2024 
 

Amtlicher Teil 

der Gemeinde Weißendorf 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Gemeinde Weißendorf 

 

Wahlaufruf für die Wahl der 
Gemeinderatsmitglieder am 26. Mai 2024 

 

1. In der Gemeinde/Stadt Weißendorf sind am 26. Mai 2024 sechs 
Gemeinderatsmitglieder zu wählen. 

 

 Wählbar für das Amt eines Gemeinderatsmitglieds/Stadtrats-

mitglieds sind Wahlberechtigte, die am Tag der Wahl das 18. Le-
bensjahr vollendet haben (§ 12 Thüringer Kommunalwahlgesetz -
ThürKWG -). Die Wahlberechtigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 

ThürKWG. Danach sind Deutsche und Personen, die die Staats-
angehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Union besitzen, wahlberechtigt, wenn sie nicht vom Wahlrecht 

ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Mo-
naten ihren Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in 
der Gemeinde wird vermutet, wenn die Person in der Gemeinde 

gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im 
Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).  

 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesre-
publik Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgari-

en, Königreich Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, 
Französische Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Ir-
land, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 

Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 
Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Re-

publik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 

 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 

sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG). 

 

1.1 Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder/Stadtratsmitglieder 

können Wahlvorschläge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des 
Grundgesetzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert: 

 

 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvor-

schlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 12 Bewerber 
enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter 
Angabe ihres Nachnamens und Vornamens sowie ihres Geburts-

datums, ihres Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzu-
führen. Jeder Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufge-
stellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. 

Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem 
Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, 

wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge er-
forderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen 
sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. 

Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von mindestens 
zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvor-
schlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-

zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-
schuss die Unterzeichnung für ungültig. 

 

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter 
zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen 

wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt 
der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 
zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Beauftragter und nicht 

auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kom-
munalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Beauf-

tragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent-
gegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftrag-

ten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftli-
che Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt 

werden. 
 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem 
Muster der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung 
(ThürKWO) enthalten: 

 

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der 
Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter 
Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Anschrift. 

 

 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
 

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 
zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem ande-
ren Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie 

ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 
 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 
ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 
oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung, 

 

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 

zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 
Satz 2 ThürKWG. 

 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Be-
werber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versamm-

lung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den 
wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 

Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 

Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahl-

berechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten 
Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten 
Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in gehei-

mer Abstimmung gewählt werden. 
 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber 
und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und 
Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 

Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei ha-
ben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Ver-
sammlung gegenüber dem Gemeindewahlleiter an Eides statt zu 

versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in 
geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teil-
nehmer der Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war 

und dass den sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Ge-
legenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme 

einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt inso-
weit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetz-
buches (StGB). 

 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-

grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Greiz oder im Gemeinderat/Stadtrat der 

Gemeinde Weißendorf vertreten sind, müssen neben den Unter-
schriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder 
Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so 

vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie Gemeinderatsmit-
glieder zu wählen sind (insgesamt vierunddreißig Unterschriften). 

 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger 
eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinde-

rat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen 
Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn Wahlberech-
tigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu 

tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal 
so vielen Wahlberechtigten wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen 
sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 

Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im 
Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags unun-

terbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten Wahlvor-
schlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner 
Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlags-

träger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thü-
ringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde 
liegt, oder im Gemeinderat/Stadtrat vertreten ist. 

 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine 
Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Na-

men einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit 
der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 

Wahlvorschlags war. 
 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungs-
unterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags 
in eine vom Wahlleiter bei der Gemeindeverwaltung der erfüllen-

den Gemeinde Zeulenroda-Triebes bis zum 22. April 2024, 18.00 
Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, 
ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine ei-
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genhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Un-
terstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit 

dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung 
des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Ge-
meindeverwaltung der erfüllenden Gemeinde Zeulenroda-Triebes 

während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindeverwaltung Zeu-
lenroda-Triebes (Bürgerbüro/Einwohnermeldeamt) 

 

 Dienstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr 

 Donnerstag  von 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 
 Freitag   von 09.00 - 12.00 Uhr  
 

 im Rathaus der Stadt Zeulenroda-Triebes, Bürgerbüro/Einwohner-
meldeamt, in der Sparkasse Gera-Greiz, Schopperstraße 1-5 (Ein-

gang über Schuhgasse), 07937 Zeulenroda-Triebes für Wahlbe-
rechtigte ausgelegt. Der Ort ist barrierefrei. 

 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit 
oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter un-

zumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungs-
raum bei der Gemeindeverwaltung der erfüllenden Gemeinde Zeu-
lenroda-Triebes aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintra-

gungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt 
werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungs-
schein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt 

und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum 

für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem Ein-
tragungsschein an Eides statt zu versichern, dass die Vorausset-

zungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen. 
 

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlos-
sen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie 

Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere 
Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag 
für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 

können nicht zurückgenommen werden. 
 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbin-
dung). Sie muss spätestens am 22. April 2024, 18.00 Uhr, durch 

übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge 
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklä-
rung ist die schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeich-

ner der einzelnen beteiligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) beizufügen. 

 

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht 
werden. Sie müssen spätestens 12. April 2024 bis 18.00 Uhr ein-

gereicht sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Ge-
meinde Weißendorf über die Gemeindeverwaltung Zeulenroda-
Triebes der erfüllenden Gemeinde Zeulenroda-Triebes, Markt 1, 

07937 Zeulenroda-Triebes einzureichen. Eingereichte Wahlvor-
schläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des Wahlvor-

schlages und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des Wahl-
vorschlages zurückgenommen werden. 

 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-

reicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bin-
dung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht 
der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler 

hat in diesem Fall so viele Stimmen, wie Gemeinderatsmitglieder 
zu wählen sind. 

 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahl-

vorschläge müssen spätestens bis 22. April 2024 bis 18.00 Uhr 
behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Ände-
rungen der Wahlvorschläge insoweit zulässig, als sie infolge Weg-

falls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeits-
verlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt 
werden sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Be-
werber zu wählen. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der 

Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahl-
vorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das 
Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunal-

wahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. 

 

8.  Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine ver-
längern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der 

Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen 
gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag fällt; eine Wieder-
einsetzung in den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 

2 ThürKWG). 
 

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Ge-
schlechter. 

 

Weißendorf, d. 26.02.2024 
 

Elvira Michel 
Wahlleiterin 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

über die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses 
der Gemeinde Weißendorf für die Thüringer 

Kommunalwahl 2024 in der Gemeinde Weißendorf. 
 

-Wahl der Gemeinderatsmitglieder der Gemeinde Weißendorf- 
 

I. 
Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses findet am 
 

Dienstag, dem 23. April 2024, 19:00 Uhr 
im Gemeinderaum, Ortsstraße 51, 07950 Weißendorf 

 

mit nachfolgender Tagesordnung statt. 
 

Tagesordnung: 
 

1. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl der Ge-
meinderatsmitglieder der Gemeinde Weißendorf, Wahltag am 26. 

Mai 2024 und Beschlussfassung über deren Zulassung (§ 4 Abs. 5 
Ziffer 1, § 4 Abs. 6, § 17 Abs. 4 Thüringer Kommunalwahlgesetz i. 
V. m. § 1 Abs. 3 und § 22 Thüringer Kommunalwahlordnung). 

 

2. Anfragen und Auskünfte. 
 

Die Sitzung am 23. April 2024 ist öffentlich, der Zutritt zur Sitzung 

ist für jedermann frei. 
 

II. 
Sollte in dieser Sitzung ein Wahlvorschlag ganz oder teilweise für 
ungültig erklärt werden, kann der Wahlausschuss von Amts wegen und 

muss auf Einwendungen einer betroffenen Partei oder Wählergruppe, 
die bis Montag, 29. April 2024, 18:00 Uhr erhoben sein müssen, 
nochmals beschließen (§ 17 Abs. 4 Sätze 4, 5 Thüringer Kommunal-

wahlgesetz), und zwar in einer öffentlichen Sitzung am: 
 

Dienstag, dem 30. April 2024, 19:00 Uhr 
im Gemeinderaum, Ortsstraße 51, 07950 Weißendorf. 

 

Die Sitzung am 30. April 2024 ist öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist 

für jedermann frei. 
 

III. 
Hilft der Wahlausschuss Einwendungen nicht ab, so können Beschlüs-
se des Wahlausschusses nur im Wege der Wahlanfechtung und Wahl-

prüfung (§§ 31 und 32 Thüringer Kommunalwahlgesetz) nachgeprüft 
werden. 
 

Weißendorf, d. 26.02.2024 
 

Elvira Michel 
Wahlleiterin 
 

Öffentliche Bekanntmachung von Einwohnerzahlen 
 

Am 26. Mai 2024 findet in der Gemeinde Weißendorf die Wahl der 

Gemeinderatsmitglieder statt. Gemäß § 23 Abs. 2 Thüringer Kommu-
nalordnung (ThürKO) werden die Gemeinderatsmitglieder auf die 
Dauer von fünf Jahren gewählt. Die Zahl der zu wählenden Gemeinde-

ratsmitglieder beträgt nach § 23 Abs. 3 ThürKO in Gemeinden 
 

bis zu 500  Einwohnern  =  6. 
 

Der vom Thüringer Landesamt für Statistik letzte fortgeschriebene 
Stand der Bevölkerung (Gebietsstand vom 31.12.2022) hat für die 
Gemeinde Weißendorf 326 Einwohner betragen. In der Gemeinde 

Weißendorf werden am 26. Mai 2024 sechs Gemeinderatsmitglieder 
gewählt. 
 

Weißendorf, d. 26.02.2024 
 

Elvira Michel 
Bürgermeisterin 

 

Wahlhelfer gesucht ! 
 

Am 26. Mai 2024 finden die Thüringer Kommunalwahlen (Land-

rat/Landrätin, Kreistag Landkreis Greiz, Gemeinderat Weißendorf), die 
Europawahl am 09.06.2024 sowie die Thüringer Landtagswahl am 
01.09.2024 statt. Wie bei jeder Wahl besteht an diesen Tagen ein 

hoher Personalbedarf, um die ordnungsgemäße Durchführung der 
Wahlen sichern zu können. Aus diesem Grund bitte ich die Bürger-
schaft der Gemeinde Weißendorf als ehrenamtliche Wahlhelfer mitzu-

wirken. Als Wahlhelfer kann mitarbeiten, wer wahlberechtigt ist. Wahl-
berechtigt sind u. a. alle Bürger, die am Tag der Wahl das 16. Lebens-
jahr vollendet haben. 
 

Für die Wahl wird ein Wahllokal eingerichtet, welches mit einem Wahl-
vorstand mit bis zu neun Wahlhelfern zu besetzen ist. Möchten Sie uns 
durch Ihre Mithilfe an diesen Tagen unterstützen, füllen Sie bitte nach-

folgend abgedruckte Erklärung aus und senden diese an die erfüllende 
Gemeinde Stadt Zeulenroda-Triebes, Stadtverwaltung Zeulenroda-
Triebes, Wahlbüro, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes, per Email an 

poststelle@zeulenroda-triebes.de oder per Fax an die Nummer: 
036628/97395 zurück. Sie können auch über die Homepage 
www.zeulenroda-triebes.de, unter der Rubrik des Online Meldewesens 

eine Bewerbung als Wahlhelfer/-in online ausfüllen und digital uns 
übersenden. Alle Interessenten weise ich darauf hin, dass für die 
Berufung in den Wahlvorstand, die Verarbeitung persönlicher Daten 

erforderlich werden. Nähere Informationen zum Datenschutz entneh-
men Sie bitte dem Merkblatt. 
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Sollten Sie Fragen zu Einzelheiten haben, wenden Sie sich bitte an 
das Wahlbüro der Stadtverwaltung Zeulenroda-Triebes, Herr Reich, 

Telefon: 036628-48200 oder per Email an d.reich@zeulenroda-
triebes.de . 
 

Weißendorf, d. 26.02.2024 
 

Elvira Michel 
Bürgermeisterin 

 

Merkblatt zum Datenschutz 
für die Wahlhelfergewinnung 

 

Für die  angegebenen personenbezogenen Daten gilt: 
 

1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, 
Wahlhelfer für die Besetzung der Wahlvorstände für die Thüringer 

Kommunalwahl am 26.05.2024/09.06.2024, die Europawahl am 
09.06.2024 sowie für die Thüringer Landtagswahl am 01.09.2024 
zu gewinnen. Die Besetzung der Wahlvorstände erfolgt auf Grund-

lage von § 5 Europawahlgesetz (EuWG), § 9 Thüringer Landes-
wahlgesetz (ThürLWG), § 5 Thüringer Kommunalwahlgesetz 
(ThürKWG). 

 

 Auszüge aus dem EuWG, dem ThürLWG und dem ThürKWG: 
 

§ 4 EuWG - Geltung des Bundeswahlgesetzes 
 

 Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, gelten für 
die Wahl der Abgeordneten die Vorschriften der Abschnitte 
zwei bis sieben des Bundeswahlgesetzes über die Wahlorga-

ne, das Wahlrecht, die Vorbereitung der Wahl, die Wahlhandlung, 
die Feststellung des Wahlergebnisses und die Nach- und Wieder-
holungswahlen sowie die Vorschriften des § 49a des Bundeswahl-

gesetzes über Ordnungswidrigkeiten und die Vorschrift des § 54 
des Bundeswahlgesetzes über Fristen und Termine in der jeweils 
geltenden Fassung entsprechend. 

 

§ 9 Bundeswahlgesetz 

Bildung der Wahlorgane 
 

 (4) 1 Die Gemeindebehörden sind befugt, personenbezogene 
Daten von Wahlberechtigten zum Zweck ihrer Berufung zu Mitglie-
dern von Wahlvorständen zu erheben und zu verarbeiten. 2 Zu 

diesem Zweck dürfen personenbezogene Daten von Wahlberech-
tigten, die BWG zur Tätigkeit in Wahlvorständen geeignet sind, 
auch für künftige Wahlen verarbeitet werden, sofern der Betroffene 

der Verarbeitung nicht widersprochen hat. 3 Der Betroffene ist über 
das Widerspruchsrecht zu unterrichten. 4 Im Einzelnen dürfen fol-
gende Daten erhoben und verarbeitet werden: Name, Vorname, 

Geburtsdatum, Anschrift, Telefonnummern, Zahl der Berufungen 
zu einem Mitglied der Wahlvorstände und die dabei ausgeübte 
Funktion 

 

§ 9 ThürLWG 

Wahlvorsteher, Wahlvorstände, 
Briefwahlvorsteher und Briefwahlvorstände 

 (3) Die Gemeinden sind befugt, personenbezogene Daten von 

Wahlberechtigten zum Zweck ihrer Berufung zu Mitgliedern von 
Wahlvorständen zu verarbeiten. Zu diesem Zweck dürfen perso-
nenbezogene Daten von Wahlberechtigten, die zur Tätigkeit in 

Wahlvorständen geeignet sind, auch für künftige Wahlen verarbei-
tet werden, sofern der Betroffene der Verarbeitung nicht wider-
sprochen hat. Der Betroffene ist über das Widerspruchsrecht zu 

unterrichten. Im Einzelnen dürfen folgende Daten verarbeitet wer-
den: Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, Telefonnummer, 
Zahl der Berufungen zu einem Mitglied der Wahlvorstände und die 

dabei ausgeübte Funktion. 
 

§ 5 ThürKWG 

Stimmbezirke, Wahlvorsteher, 
Wahlvorstand, Briefwahlvorstand 

 

 (4) Die Gemeinden sind befugt, personenbezogene Daten von 

Wahlberechtigten zum Zweck ihrer Berufung zu Mitgliedern von 
Wahlvorständen zu verarbeiten. Zu diesem Zweck dürfen perso-
nenbezogene Daten von Wahlberechtigten, die zur Tätigkeit in 

Wahlvorständen geeignet sind, bis zum Ablauf der Wahlperiode 
verarbeitet werden. Soweit der Wahlberechtigte seine Einwilligung 
erteilt, dürfen die personenbezogenen Daten auch für zukünftige 

Wahlen verarbeitet werden. Im Einzelnen dürfen folgende Daten 
verarbeitet werden: Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, Te-
lefonnummern, Zahl der Berufungen zum Mitglied eines Wahlvor-

stands und die dabei ausgeübte Funktion. 
 

2. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der 

Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 9 Absatz 2 
Buchstabe g Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen 

bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 

22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.05.2018, S. 2) in Verbindung mit den 
§§ 14, 16, 17, 18, 24 Abs. 1, 26 Abs. 1, 27 Abs. 3, 28 Abs. 2, 36 
ThürKWG und den §§ 18, 19, 21, 22 Thüringer Kommunalwahlordnung 

(ThürKWO). Die personenbezogenen Daten werden auch für die Beru-
fung als Mitglied eines Wahlvorstandes der Stadt Zeulenroda-Triebes 

verarbeitet, so Berufungsurkunde, Einladung zu Wahlschulungen, 
Einladung bei Rückfragen zum Wahlvorgang. Ferner werden Ihre 
personenbezogenen Daten in den Wahlniederschriften der Wahlvor-

stände verarbeitet. 
 

  3. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereit-
zustellen. Ihre Zustimmungserklärung ist jedoch nur mit diesen 
Angaben gültig. 

 

  4. Verantwortlich für die Verarbeitung der angegebenen personenbe-

zogenen Daten ist die erfüllende Gemeinde Stadt Zeulenroda-
Triebes, Stadtverwaltung Zeulenroda-Triebes, Wahlbehörde, Markt 
1, 07937 Zeulenroda-Triebes.  

 

  5. Empfänger der personenbezogenen Daten ist die erfüllende Ge-
meinde Stadt Zeulenroda-Triebes, Stadtverwaltung Zeulenroda-

Triebes, Wahlbehörde sowie der Wahlleiter der Stadt Zeulenroda-
Triebes für die Kommunalwahl 2024. Dieser ist erreichbar unter 
Stadtverwaltung Zeulenroda-Triebes, Markt 1, 07937 Zeulenroda-

Triebes, Email: Poststelle@zeulenroda-triebes.de. 
 

 Empfänger der personenbezogenen Daten können auch Behörden 
wie die zuständigen kommunalen Verwaltungsbehörden und 

Rechtsaufsichtsbehörden, das Thüringer Landesamt für Statistik 
(TLS), Gerichte oder sonstige amtliche Stellen sowie an dem Ver-
fahren Beteiligte sein, wenn dies zur Durchführung der Wahl oder 

eines Wahlanfechtungs- bzw. Wahlprüfungsverfahrens von Amts 
wegen erforderlich ist. 

 

 Die personenbezogenen Daten werden nicht öffentlich bekannt 
gemacht.  

 

  6. Die Frist für die Speicherung der personenbezogenen Daten richtet 

sich nach § 49 ThürKWO: Ein Wahlvorschlag mit der Zustim-
mungserklärung ist nach Ablauf von sechs Monaten seit der Wahl 
zu vernichten. Wurde die Feststellung des Wahlergebnisses nach 

§ 31 Abs. 1 ThürKWG angefochten oder findet eine Wahlprüfung 
nach § 32 Abs. 2 ThürKWG statt, so sind die Wahlunterlagen bis 
zum unanfechtbaren Abschluss des jeweiligen Wahlprüfungsver-

fahrens zu verwahren. Können Wahlunterlagen für die Strafverfol-
gungsbehörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von Bedeutung 
sein, sind sie so lange wie nötig aufzubewahren. Ist auf einen 

Wahlvorschlag mit Ihrer Zustimmungserklärung mindestens ein 
Sitz entfallen, ist der Wahlvorschlag einen Monat vor der nächsten 
Wahl zu vernichten. 

 

  7. Nach Artikel 15 DSGVO können Sie von dem Verantwortlichen 
über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten Auskunft 

verlangen. 
 

  8. Nach Artikel 16 DSGVO können Sie von dem Verantwortlichen die 
Berichtigung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen.  

 

  9. Nach Artikel 17 DSGVO können Sie von dem Verantwortlichen die 
unverzügliche Löschung Ihrer personenbezogenen Daten verlan-

gen, soweit Ihre personenbezogenen Daten für die Zwecke, für die 
sie verarbeitet wurden nicht mehr notwendig sind und die Spei-
cherfrist abgelaufen ist, Ihre personenbezogenen Daten unrecht-

mäßig verarbeitet wurden oder der Verantwortliche zur Löschung 
verpflichtet ist. 

 

10. Nach Artikel 18 DSVO können Sie von dem Verantwortlichen statt der 
Löschung die Einschränkung der Verarbeitung verlangen, soweit Ihre 

personenbezogenen Daten für die Zwecke, für die sie verarbeitet 
wurden nicht mehr notwendig sind oder Ihre personenbezogenen 
Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. Sie können die Einschrän-

kung der Verarbeitung auch dann verlangen, wenn Sie der Auffassung 
sind, dass Ihre personenbezogenen Daten unrichtig sind.  
 

11. Beschwerden können Sie an den Landesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit (Postanschrift: Der Landes-
beauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit,  

Postfach 900455, 99107 Erfurt; E-Mail: poststel-
le@datenschutz.thueringen.de) oder gegebenenfalls an den Daten-
schutzbeauftragten des jeweils für die Datenverarbeitung Verantwortli-

chen (siehe oben Nummer 3) richten. 
 

12. Sie können diese Informationen auch auf der Homepage des TLS 
unter http://www.wahlen.thueringen.de/kommunalwahlen/kw_infor-
mationen.asp einsehen. 

 
 
 

 

Die nächste Ausgabe des Gemeinsamen Amtsblattes der 

Stadt Zeulenroda-Triebes und der Gemeinde Weißendorf 
 

erscheint am Sonntag, dem 31. März 2024. 
 

Annahmeschluss für redaktionelle Beiträge ist Mittwoch, der 
6.03. in der Stadtverwaltung Zeulenroda-Triebes, Pressestelle. 

 

Es besteht auch die Möglichkeit, die Manuskripte per E-Mail an 

folgende Adresse zu schicken: amtsblatt@zeulenroda-triebes.de 
 

 



  36   

 
 

                                                                                     
 
 

ENDE  AMTLICHER  TEIL 

 

Impressum 
„Gemeinsames Amtsblatt der Stadt Zeulenroda-Triebes und der Gemeinde Weißendorf“ 

 

Geltungsbereich: Stadt Zeulenroda-Triebes und die Gemeinde Weißendorf 
 

Das Amtsblatt erscheint im monatlichen Rhythmus, jeweils am letzten Sonntag im Monat sowie im Bedarfsfall. Auflage: z.Z. 10.000 Exemplare; Kostenlose Verteilung 
an alle Haushalte in der Stadt Zeulenroda-Triebes, ihren Ortsteilen sowie in der Gemeinde Weißendorf. Darüber hinaus ist das Amtsblatt im Rathaus der Stadt Zeulen-
roda-Triebes, Zi. 21, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes, sowie im Dienstgebäude der Stadtverwaltung Zeulenroda-Triebes, Zi. 12, Schäferstraße 2, OT Triebes, 07950 

Zeulenroda-Triebes im Einzelbezug für 1,00 €/ Stück + Porto erhältlich. 
 

- Herausgeber: Stadt Zeulenroda-Triebes und die Gemeinde Weißendorf 
 

- Herstellung: Schwolow Bürosysteme & Druckerei, Inh. Guido Schwolow, Geraer Straße 1, 07950 Zeulenroda-Triebes, Tel. 036622/79056 
 

- Verantwortlich für den amtlichen Teil: Der Bürgermeister der Stadt Zeulenroda-Triebes, Herr Nils Hammerschmidt, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes, Tel. 
036628/480, oder der Stellvertreter im Amt für die Stadt Zeulenroda-Triebes. Die Bürgermeisterin  der Gemeinde Weißendorf, Frau Elvira Michel, Ortsstraße 54, 
07950 Weißendorf, Tel. 036622/51254, für die Gemeinde Weißendorf 

 

- Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Der Bürgermeister der Stadt Zeulenroda-Triebes, Herr Nils Hammerschmidt, Markt 1, 07937 Zeulenroda-Triebes, Tel. 
036628/480, E-Mail: amtsblatt@zeulenroda-triebes.de. Der Herausgeber behält sich redaktionelle Änderungen der Beiträge vor. 

 

- Verantwortlich für die Verteilung: amtsblatt@zeulenroda-triebes.de 
 

 
 


